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	17	 Thüringen � 35



Korruptionsbekämpfung in Deutschland

2

1 Überblick

Mit diesem Ländervergleich aktualisiert Transparen-
cy International Deutschland e.V. die zuletzt 2009 er-
schienene Übersicht zur Korruptionsbekämpfung in 
den deutschen Bundesländern.1 Für die vorliegende 
Dokumentation wurden im Jahr 2012 die Innen- und 
Justizministerien der Länder schriftlich befragt. Von 
allen Bundesländern wurden Änderungs- beziehungs-
weise Textvorschläge zur Aktualisierung eingereicht, 
die entsprechend Berücksichtigung fanden. 
Die Befragung erlaubt viele grundsätzliche Rück
schlüsse auf die Ressourcen der Korruptionsbekämp-
fung der Bundesländer: 
-- Derzeit nutzen Niedersachsen, Brandenburg und 

seit September 2012 auch Baden-Württemberg ein 
elektronisches Hinweisgebersystem, in Berlin ist ein 
solches System in Planung. In fünf Bundesländern 
sind Vertrauensanwälte eingesetzt2, die bei Bedarf 
Hinweise ebenfalls anonym aufnehmen können. 
Weiterhin bestehen in einigen Bundesländern Tele-
fonhotlines. 

-- Die Bekämpfung der strukturellen Korruption erfolgt 
auf Ebene der Polizeien mittlerweile weitgehend 
durch zentralisierte Ermittlungseinheiten beim Lan-
deskriminalamt oder bei zentralen Kriminaldienst-
stellen mit entsprechend spezialisiertem Personal. 

-- „Gemeinsame Ermittlungsgruppen Korruption von 
Justiz und Polizei“, wie diese von der kriminalpoli-
zeilichen Bund-Länder-Projektgruppe „Gesamt-
konzeption Wirtschaftskriminalität und Korruption“ 
empfohlen wurden, existieren bisher nur in Schles-
wig-Holstein und Brandenburg. 

-- In Hamburg (Dezernat Interne Ermittlungen) und Bre-
men (Zentrale Antikorruptionsstelle) sind die Korrup-
tionsermittlungen organisatorisch nicht mehr der Po-
lizei, sondern direkt dem Innenressort zugeordnet. 

-- Die personellen Ressourcen der Länderpolizei-
en wurden nur vereinzelt von den Innenministerien 
detailliert mitgeteilt. Diese sind aber auch aufgrund 
der unterschiedlichen Fallbelastungen und orga-
nisatorischen Strukturen nur schwer miteinander 

1	 Der Autor bedankt sich herzlich bei Martin G. Löhe, 
Transparency International Deutschland e.V., für die 
umfangreiche Arbeit an den Vorversionen.

2	 Baden-Württemberg, Berlin, Hamburg, Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein.

vergleichbar. So sollen in Nordrhein-Westfalen bei-
spielsweise 263 polizeiliche Mitarbeitende im Be-
reich der Korruptionsbekämpfung eingesetzt sein. 
Demgegenüber wirken die benannten neun Beam-
ten im Bereich der strukturellen Korruption in der 
GEG Korruption in Brandenburg eher unterbesetzt. 
Nicht zu verschweigen ist, dass immer wieder von 
Gewerkschaften und Interessenvertretungen fehlen-
de personelle Ressourcen insbesondere im Bereich 
der Kriminalpolizei, angezeigt werden. 

-- In vielen Polizeibehörden werden auch verstärkt 
präventive Aktivitäten entwickelt. In Baden-
Württemberg existiert beispielsweise in jeder Kreis-
dienstelle ein polizeilicher Ansprechpartner Korrup-
tion. Beim Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) in 
Hamburg wurde ein eigenes Sachgebiet (FK 23) für 
Korruptionsprävention eingerichtet. 

-- Erfreulich ist weiterhin, dass in einem Großteil der 
Bundesländer mittlerweile Schwerpunktstaatsan-
waltschaften für Korruption eingerichtet wurden. In 
den übrigen Ländern werden Korruptionsverfahren 
zumeist an spezialisierte Abteilungen oder Dezerna-
te, wie Wirtschaftsabteilungen zugewiesen. 

-- Besonders erwähnenswert ist die Errichtung einer 
Zentralstelle für die Bekämpfung von Vermögens- 
und Korruptionsstraftaten im Gesundheitswesen 
(ZBVKG) bei der Generalstaatsanwaltschaft Frank-
furt. 

-- Im Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) in Hamburg 
und im Dezernat 15 des Landeskriminalamt Nord-
rhein-Westfalen werden bei den Korruptionsermitt-
lungen Finanzbeamte fest eingesetzt, die die Verfah-
ren auf steuerliche und steuerstrafrechtliche Rele-
vanz prüfen, gegebenenfalls Kontrollmitteilungen in 
die Finanzverwaltung steuern und für die Koordinie-
rung der Zusammenarbeit mit der Finanzverwaltung 
verantwortlich sind.

-- Bei den Steuerfahndungsstellen in Bayern wurden 
zwei Sonderprüfgruppen GewOK eingerichtet, de-
ren Zuständigkeit speziell die Korruptionsbekämp-
fung umfasst.

-- Für die Betriebsprüfer und Steuerfahnder in einigen 
Ländern gelten Handbücher „Bestechung“ für die 
Außendienste, welche umfangreiche Informationen 
zur Thematik „Korruption“ im Allgemeinen, zu steu-
erlichen Auswirkungen und zu Mitteilungspflichten 
geben.
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-- Ressortübergreifend wurden neue Formen der Zu-
sammenarbeit entwickelt, die in vielen Bundeslän-
dern unter anderem unter Bezeichnungen wie Ko-
ordinierungsgruppe (Baden-Württemberg), Stabs-
stelle Korruption (Brandenburg), Anti-Korruptionsrat 
(Bremen), Gesprächskreis Korruption (Hamburg) 
oder Interministerieller Arbeitskreis (Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen) eingerichtet wurden. Die 
Aufgabenschwerpunkte der sehr heterogen besetz-
ten Gremien sind sehr unterschiedlich. Teils arbeiten 
diese nur präventiv, teilweise aber auch repressiv im 
Sinne eines Qualitätsmanagements der Strafverfol-
gungsbehörden.

-- In fast allen Bundesländern existieren Verwaltungs-
vorschriften zur Verhinderung von Korruption in der 
öffentlichen Verwaltung, die zumeist mit weiteren 
Regelungen ergänzt beziehungsweise konkretisiert 
wurden.

-- Viele Verwaltungsvorschriften regeln, teils auch 
zwingend, die Einsetzung von Innenrevisions- be-
ziehungsweise Antikorruptionsprüfgruppen in den 
Behörden und Ressorts.

-- In Bayern wird aktuell ein E-Learning-Programm 
„Korruptionsprävention“ zur Schulung der Mitarbei-
tenden erworben.

-- Keine positive Entwicklung ist bei den Korrup-
tionsregistern festzustellen. Lediglich in Baden-
Württemberg, Bayern, Bremen, Hessen, Nordrhein-
Westfalen und Berlin sind Register im Einsatz in de-
nen unzuverlässige Unternehmen registriert werden 
können, um sie von der Teilnahme am Wettbewerb 
beziehungsweise der Auftragsvergabe auszuschlie-
ßen. Der Grenzwert, bei dem eine Anfrage rechtlich 
erforderlich ist, liegt zwischen 10.000 Euro (Bremen) 
und 50.000 Euro (Baden-Württemberg). In Bremen 
und Nordrhein-Westfalen ist eine Registerabfra-
ge auch durch Strafverfolgungsbehörden möglich. 
Nennenswerte Bestände wurden für die bestehen-
den Landesregister nicht gemeldet. In Rheinland-
Pfalz besteht ein Verzeichnis zuverlässiger Bewer-
ber für die öffentliche Auftragsvergabe. Viele Bun-
desländer verzichten mit dem Ziel eines Bundesre-
gisters auf die Einführung einer Landeslösung.

-- In vielen Bundesländern existieren sehr ausgereifte 
Gesamtstrategien zur Korruptionsvermeidung und 
-bekämpfung, die regelmäßig auf mehreren Säulen 
aufgebaut sind.
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2 Baden-Württemberg

2.1	 Hinweisgeber
Hinweise zu Korruptionsstraftaten können bei jeder 
Polizeidienststelle oder Staatsanwaltschaft gemel-
det werden. Bei jeder Polizeidienststelle in Baden-
Württemberg ist ab der Größe einer Kreisdienststelle 
ein Ansprechpartner Korruption benannt. Er berät auf 
Anfrage über Maßnahmen zur Korruptionsverhütung 
und -bekämpfung. 

Zur Optimierung der Verdachtsgewinnung im Bereich 
der innerbehördlichen Korruptionsbekämpfung wurde 
im September 2009 das Instrumentarium des Vertrau-
ensanwalts eingeführt. Dieser kann als unabhängige 
Anlaufstelle außerhalb der Verwaltung über möglicher-
weise korruptionsrelevante Vorgänge von jedermann 
kontaktiert werden. Er nimmt – sofern gewünscht auch 
anonyme – Mitteilungen entgegen, die Verdachtsmo-
mente für Korruptionsstraftaten enthalten und prüft 
diese auf Glaubwürdigkeit und strafrechtliche Rele-
vanz. Bei Vorliegen hinreichender Verdachtsmomente 
für ein Fehlverhalten von Beschäftigen oder von Drit-
ten zu Lasten des Landes wird der Sachverhalt der zu-
ständigen obersten Landesbehörde gemeldet. Diese 
steuert das weitere Verfahren und kann gegebenen-
falls den Vertrauensanwalt bitten, Rückfragen an den 
Hinweisgeber weiterzuleiten. Grundsätzlich werden 
Meldungen, die nicht im Zuständigkeitsbereich der 
Kenntnis erlangenden Stelle liegen, an die jeweils ört-
lich zuständige Stelle weitergeleitet. Ergibt sich jedoch 
aus dem angezeigten Sachverhalt der Hinweis, dass 
Mitarbeitende der örtlich zuständigen Stelle involviert 
sind, wird der Hinweis an die übergeordnete Stelle ver-
sandt. 

Das vom Landeskriminalamt Baden-Württemberg 
betriebene anonyme Hinweisaufnahmesystem ist seit 
dem 01.09.2012 für die die Bürgerinnen und Bürger 
freigeschaltet. Das internetbasierte Dialogsystem dient 
unter anderem der Bekämpfung der Korruptionskrimi-
nalität. Hinweisgeber können über das System mit der 
Polizei in Kontakt treten – ihre Anonymität ist jederzeit 
gewährleistet. Das Landeskriminalamt bewertet die 
eingehenden Hinweise und kann über das anonyme 
Postfach bei Bedarf mit dem Hinweisgeber in einen 
Dialog treten.

2.2	 Polizei
Fälle der strukturellen Korruption werden bei den 
Dienststellen zur Bekämpfung der Wirtschaftskrimina-
lität oder den für Sonderfälle und Organisierte Krimi-
nalität zuständigen Organisationseinheiten bearbeitet. 
Spezialdienststellen zur Korruptionsbekämpfung gibt 
es beim Landeskriminalamt und dem Polizeipräsidium 
Stuttgart. Landesweit arbeiten 177 Mitarbeitende der 
Polizei im Bereich der Korruptionsbekämpfung. Eine 
aktuell in der Planung befindliche Polizeistrukturreform 
soll bis Anfang 2014 umgesetzt werden. 

Gemäß den Richtlinien für den Nachrichtenaustausch 
bei Korruptionsdelikten werden alle Fälle von Korrup-
tion gemeldet. Dort werden die Informationen auch 
im Hinblick auf die Zielbereiche der Korruption aus-
gewertet. Den besonders gefährdeten Bereichen der 
öffentlichen Verwaltung werden Fortbildungsmaßnah-
men angeboten. Ergänzend hierzu werden durch die 
Koordinierungsgruppe Korruptionsbekämpfung unter 
Einbindung des Gemeindetages und des Städtetages 
in Baden-Württemberg Flyer zur Korruptionsverhütung 
erarbeitet und verschiedenen Bereichen der öffent
lichen Verwaltung zur Verfügung gestellt. 

2.3	 Staatsanwaltschaften 
Es gibt keine zentrale Staatsanwaltschaft für Korrupti-
onsdelikte, jedoch sind diese Delikte zumeist einzelnen 
Abteilungen beziehungsweise Dezernaten pro Behör-
de zugewiesen. Bei der größten Staatsanwaltschaft 
des Landes, der Staatsanwaltschaft Stuttgart, ist die 
entsprechende Abteilung mit einem Abteilungsleiter 
und vier Dezernenten ausgestattet. Neben Korrup
tionsdelikten ist diese Abteilung auch für Vermögens-
abschöpfung zuständig.

2.4	 Koordinierungsgruppen
Im November 1996 wurde eine ständige Koordinie-
rungsgruppe Korruptionsbekämpfung (KGK) einge-
richtet, die beim Landeskriminalamt angesiedelt ist 
und einmal jährlich tagt. Darin vertreten sind die Ge-
neralstaatsanwaltschaften Stuttgart und Karlsruhe, 
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der Rechnungshof, die Gemeindeprüfungsanstalt, 
das Sozialministerium, das Finanz- und Wirtschafts-
ministerium als Landeskartellbehörde, die Oberfi-
nanzdirektion Karlsruhe, das Regierungspräsidium 
Karlsruhe mit der Melde- und Informationsstelle 
für Vergabesachen, die Arbeitsgemeinschaft kom-
munaler Rechnungsprüfungsämter für Baden und 
Württemberg, der Landkreistag, Städtetag und Ge-
meindetag. Anlassbezogen hinzugezogen werden 
insbesondere das Umweltministerium, das Innenmi-
nisterium sowie die Regierungspräsidien. In der Regel 
sind die Ansprechpartner für Korruption der jeweiligen 
Behörden vertreten. Ziel der Koordinierungsgruppe 
Korruptionsbekämpfung (KGK) ist es, die Zusammen-
arbeit aller Behörden des Landes zu intensivieren, die 
mit der Bekämpfung von Korruption befasst sind. Die 
Koordinierungsgruppe Korruptionsbekämpfung (KGK) 
ist primär präventiv tätig. 

2.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Im Jahr 2003 haben die Generalstaatsanwaltschaften 
nach Abstimmung mit der Oberfinanzdirektion durch 
Runderlasse an die Leiterinnen und Leiter der Staats-
anwaltschaften Hinweise zur Mitteilungspflicht der Fi-
nanzbehörden nach § 4 Abs.5 Nr.10 des EStG gege-
ben, diese gelten weiterhin. 

Durch den Vertreter der Oberfinanzdirektion in der 
Koordinierungsgruppe Korruptionsbekämpfung (KGK) 
ist sichergestellt, dass im Rahmen der Fortbildung so-
wohl Steuerfahnderinnen und Steuerfahnder als auch 
Betriebsprüferinnen und Betriebsprüfer hinsichtlich 
der Feststellung von Korruptionsstraftaten und der 
Durchführung weiterer Maßnahmen sensibilisiert wer-
den.

2.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Das grundsätzliche Verbot, Belohnungen, Geschen-
ke und sonstige Vorteile ohne Zustimmung des 
Dienstherrn zu verlangen oder anzunehmen, gilt als 
statusrechtliche Angelegenheit, die in § 42 des Be-

amtenstatusgesetzes geregelt ist, gleichermaßen für 
die Beamtinnen und Beamten in den Ländern und 
Kommunen. Das Landesbeamtengesetz enthält we-
gen des Vorrangs des Beamtenstatusgesetzes des 
Bundes keine entsprechende Vorschrift mehr. In der 
demnächst neu zu erlassenden Verwaltungsvorschrift 
zur Durchführung beamtenrechtlicher Vorschriften 
(des Beamtenstatusgesetzes und des neuen Landes-
beamtengesetzes) werden zur Durchführung von § 42 
des Beamtenstatusgesetzes wiederum Anwendungs-
vorschriften enthalten sein, die im Wesentlichen den 
Vorschriften in der bisherigen Verwaltungsvorschrift 
entsprechen werden. Die zum Jahresende außer Kraft 
tretende Verwaltungsvorschrift „Korruptionsverhütung 
und -bekämpfung“ wird derzeit überarbeitet und zum 
Jahresende 2012 neu erlassen. Die Verwaltungsvor-
schrift beinhaltet Regelungen zur Personalrotation, 
dem Vier-Augen-Prinzip, der Annahme von Belohnun-
gen und Geschenken, der Durchführung von Fortbil-
dungen und der Identifizierung korruptionsgefährdeter 
Bereiche. In ihr sind Indikatoren zur Verifizierung eines 
Korruptionsverdachts benannt sowie Verhaltensmaß-
nahmen bei Korruptionsverdacht dargestellt. Des Wei-
teren wird darauf hingewiesen, dass ein Vertrauensan-
walt eingesetzt werden kann.

2.7	 Korruptionsregister
Die Melde- und Informationsstelle für Vergabesper-
ren (Korruptionsregister) ist beim Regierungspräsi-
dium Karlsruhe angesiedelt. Vergabestellen haben 
zu entscheiden, ob ein Bewerber oder Bieter wegen 
Unzuverlässigkeit von der Teilnahme am Wettbewerb 
beziehungsweise der Auftragsvergabe ausgeschlos-
sen werden soll. Schließt eine Vergabestelle einen Be-
werber oder Bieter vom Wettbewerb aus, ist hiervon 
unverzüglich die Melde- und Informationsstelle zu in-
formieren. Einsicht in das Register wird nur Vergabe-
stellen auf schriftliche Anfrage gewährt. 
Öffentliche Auftraggeber (Vergabestellen) sind ver-
pflichtet, bei Aufträgen mit einem Wert von über 
50.000 Euro (ohne Mehrwertsteuer) vor der Vergabe 
bei der Melde- und Informationsstelle anzufragen, ob 
Meldungen über den Bewerber oder Bieter vorliegen. 
Die gelisteten Unternehmen sind von der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge auszuschließen. 
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Ein von der Teilnahme am Wettbewerb ausgeschlos-
sener Bewerber oder Bieter kann von der Stelle, die 
eine Meldung an die Melde- und Informationsstel-
le gemacht hat, verlangen, dass sie den Ausschluss 
von der Teilnahme am Wettbewerb in ihrem Bereich 
aufhebt und die Löschung der Meldung veranlasst. 
Dem soll entsprochen werden, wenn die Beweislage 
sich nachträglich ändert und Zweifel am Vorliegen des 
Ausschlussgrundes entstehen oder wenn die Zuver-
lässigkeit als wieder hergestellt anzusehen ist.

Mit Stand 17.04.2012 sind im Korruptionsregister keine 
Eintragungen vorhanden.

2.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Die Strategien für die Korruptionsbekämpfung gehen 
aus der Verwaltungsvorschrift „Korruptionsverhütung 
und -bekämpfung“ hervor. Weitere Regelungen mit 

korruptionshemmender Wirkung sind mit dem Verbot 
der Annahme von Belohnungen, Geschenken und 
sonstigen Vorteilen nach § 42 des Beamtenstatus-
gesetzes, der Regelung zur Ausübung von Nebentä-
tigkeiten nach §§ 60 ff. des Landesbeamtengesetzes 
sowie für das Vergabewesen im Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen genannt. In weiteren Verord-
nungen sind für den kommunalen Bereich Regelungen 
zur Korruptionsbekämpfung festgelegt. 

In die Korruptionsbekämpfungskonzeption sind alle 
Bereiche der öffentlichen Verwaltung eingebunden. 
Über die KGK werden Maßnahmen zur Optimierung 
der Korruptionsverhütung und -bekämpfung über die 
Ministerien auch an die Politik transportiert.

Durch die Benennung eines Vertrauensanwaltes, der 
den Hinweisgebern auf deren Wunsch Vertraulichkeit 
zusichern kann, wird dem Hinweisgeberschutz Rech-
nung getragen. 
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3Bayern

3.1	 Hinweisgeber
Derzeit gibt es in Bayern kein einheitliches anonymes 
Hinweisgebersystem. Die Städte München und Nürn-
berg betreiben eine zentrale Antikorruptionsstelle. Bei 
der Stadt München können Hinweise auch mittels ei-
nes anonymen Hinweisgebertelefons gegeben wer-
den. Bei der AOK Bayern wurde eine Stelle für Meldun-
gen zu Fehlverhalten im Gesundheitswesen institutio-
nalisiert. Hier können anonyme Hinweise auch online 
an die AOK übermittelt werden.

3.2	 Polizei
Beim bayerischen Landeskriminalamt ist das Sachge-
biet 625 (Wirtschaftskriminalität, Korruption, Umwelt-
delikte) für die Bearbeitung von umfangreichen oder 
bedeutenden Korruptionsverfahren nach Zuweisung 
durch das bayerische Staatsministerium des Innern, 
die Staatsanwaltschaft oder das Gericht gem. Art.7 
Abs.3 Nr.7 Bayerisches Polizeiorganisationsgesetz 
zuständig. Im Polizeipräsidium München übernimmt 
das Kommissariat 73 als spezialisierte Dienststelle die 
örtlichen Ermittlungen von Korruptionsdelikten. Dane-
ben wurde in allen übrigen Präsidien der bayerischen 
Landespolizei jeweils mindestens eine Dienststelle der 
Kriminalpolizei mit der Bearbeitung von Delikten nach 
§ 74c Abs.1 GVG (Zuständigkeit einer Wirtschaftsstraf-
kammer) betraut.

3.3	 Staatsanwaltschaften
In Bayern bestehen acht Schwerpunktstaatsanwalt-
schaften für Wirtschaftsstrafsachen i.S.d. § 74 c GVG 
(München I, München II, Augsburg, Hof, Landshut, 
Nürnberg-Fürth, Regensburg und Würzburg). Dort 
sind spezielle Wirtschaftsstrafabteilungen eingerichtet 
– im Fall der Staatsanwaltschaft München I auch eine 
spezielle Korruptionsabteilung. Da Korruptionsdelikte 
typischerweise zusammen mit Untreue- oder Steuer-
delikten auftreten, ist für die Ermittlungen in Korrup-
tionssachen nahezu stets eine Wirtschaftsabteilung 
zuständig. Die Schwerpunktstaatsanwaltschaften 
sind mit Oberstaatsanwältinnen und Oberstaatsan-
wälten sowie einer überdurchschnittlich hohen Zahl 

von Gruppenleiterstellen besetzt, die nur an erfahre-
ne Staatsanwältinnen und Staatsanwälte vergeben 
werden. Aufgrund der Spezialisierung besteht auch 
ein intensiverer Kontakt zu den jeweils zuständigen 
Polizeidienststellen. Bei der Besetzung der Abteilun-
gen und Dienstposten, die sich schwerpunktmäßig 
mit Korruptionsbekämpfung befassen, werden gezielt 
Personen ausgewählt, die über Zusatzqualifikationen 
oder besondere Vorkenntnisse verfügen1. Soweit 
durch Großverfahren die Notwendigkeit einer Verstär-
kung der Kapazitäten der jeweiligen Wirtschaftsstraf-
abteilungen besteht, wird dem durch geeignete Per-
sonalausgleichsmaßnahmen entsprochen. Darüber 
hinaus wurden bei allen bayerischen Staatsanwalt-
schaften Ansprechpartner für externe Anfragen zum 
Thema „Korruption“ zum Beispiel von der Polizei oder 
von anderen Behörden benannt. Im Rahmen der Straf-
verfolgung liegt das Augenmerk neben der Sanktionie-
rung des einzelnen Beschuldigten vor allem auf einer 
effektiven Vermögensabschöpfung. So konnten allein 
bei der Staatsanwaltschaft München I in den letzten 
sechs Jahren über eine Milliarde Euro im Wege des 
strafrechtlichen Verfalls beziehungsweise im Rahmen 
des Bußgeldverfahrens (§17 Abs.4 OWIG) erlangt wer-
den.

3.4	 Koordinierungsgruppen
Keine Angaben.

3.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Bei den Steuerfahndungsstellen in Bayern sind zwei 
Sonderprüfgruppen GewOK eingerichtet, deren Zu-
ständigkeit speziell die Korruptionsbekämpfung um-
fasst. Für den Bereich Südbayern ist dies die Steuer-
fahndung beim Finanzamt München, für Nordbayern 
die Steuerfahndung beim Finanzamt Nürnberg-Süd. 

1	 zum Beispiel die Tätigkeit bei einer Rechtsanwaltskanz-
lei, die unternehmensintern Prüfungen durchführt, eine 
vorherige Verwendung als Richter in einer Kammer für 
Wirtschaftsstrafsachen oder eine Ausbildung als Bank-
kaufmann.
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Für die praktische Arbeit sind ausführliche Regelun-
gen insbesondere auch im OECD-Handbuch „Beste-
chung“ für die Betriebsprüfungspraxis enthalten. Die 
GewOK informiert die örtlich zuständigen Schwer-
punktstaatsanwaltschaften für Wirtschaftssachen bei 
einem Korruptionsverdacht, der sich im Rahmen der 
Tätigkeit von Steuerfahndern oder Betriebsprüfern er-
geben hat. Umgekehrt arbeitet die Staatsanwaltschaft 
mit der GewOK zusammen, wenn Ermittlungsverfah-
ren wegen Korruptionsverdachts steuerrechtliche As-
pekte aufweisen.

3.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Am 01.05.2004 trat die Richtlinie der bayerischen 
Staatsregierung zur Verhütung und Bekämpfung der 
Korruption in der öffentlichen Verwaltung (Korruptions-
bekämpfungsrichtlinie – KorruR) in Kraft. Diese enthält 
zahlreiche Präventions- und Kontrollempfehlungen, 
unter anderem zu personellen Maßnahmen (Rotation, 
Vier-Augen-Prinzip), Nebentätigkeiten, Dienstaufsicht 
und Hinweisen zu Manipulationen im Vergabewesen. 
Daneben wurden ein Leitfaden gegen Korruption für 
Führungskräfte und ein Verhaltenskodex gegen Kor-
ruption erarbeitet, um allen Beschäftigen der Staats-
verwaltung eine Hilfestellung bei der Erkennung von 
Korruptionsgefahren und zum richtigen Verhalten im 
Einzelfall zu geben. Darüber hinaus konkretisieren 
die Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht (Ab-
schnitt 8 Nr.3 der Bek. des Bayer. Staatsministeriums 
der Finanzen vom 13.07.2009, Az.: 21 – P 1003/1 
-023 – 19 952/09) das in § 42 Beamtenstatusgesetz 
normierte Verbot der Annahme von Geschenken und 
Belohnungen.

Ausgangspunkt für die in der Korruptionsbekämp-
fungsrichtlinie geforderten personellen Maßnahmen 

und einzurichtenden Kontrollmechanismen ist die 
Identifizierung korruptionsgefährdeter Bereiche inner-
halb einer Behörde oder eines Gerichtes. Eine erste 
Gefährdungsanalyse ist in allen Ressorts nach Erlass 
der Korruptionsbekämpfungsrichtlinie durchgeführt 
worden. Zur Vereinheitlichung des Verfahrens und der 
Bewertungsmaßstäbe erarbeitet das Bayer. Staatsmi-
nisterium des Innern als für die Korruptionsprävention 
federführendes Ressort eine Handreichung zur Fest-
legung korruptionsgefährdeter und besonders kor-
ruptionsgefährdeter Bereiche als Hilfestellung für alle 
Ressorts. Im Anschluss hieran ist eine Aktualisierung 
der Gefährdungsanalyse geplant. Derzeit wird auch 
ein E-Learning-Programm „Korruptionsprävention“ zur 
Schulung der Mitarbeitenden angeschafft. Die Korrup-
tionsbekämpfungsrichtlinie fordert die Ressorts und 
nachgeordneten Landesbehörden weiterhin auf, für 
besonders korruptionsgefährdete Bereiche Innenre-
visionen einzurichten. Ziel der Revision ist es, durch 
planmäßige und/oder unvorhersehbare Kontrollen 
das Entdeckungsrisiko zu erhöhen und dadurch ab-
zuschrecken. Mittlerweile haben fast alle obersten 
Dienstbehörden und einige nachgeordnete Behörden 
Innenrevisionen eingerichtet.

3.7	 Korruptionsregister
Bei der Obersten Baubehörde besteht seit Mitte der 
1990er Jahre eine „Informationsstelle für Vergabeaus-
schlüsse“. Einträge in diese Ausschlussliste erfolgen 
nicht nur bei Korruption, sondern auch bei Schwarzar-
beit und Verstößen gegen das Entsendegesetz.

3.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Keine Angaben.
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4.1	 Hinweisgeber
Zur Beratung in Fragen der Korruptionsprävention und 
Korruptionsbekämpfung können sich Bürger, Unter-
nehmen, Behörden sowie Behördenbedienstete an 
die Zentralstelle für Korruptionsbekämpfung bei der 
Generalstaatsanwaltschaft Berlin wenden.

Hinweise zu Korruptionstaten nehmen außer der Po-
lizei und der Staatsanwaltschaft die Zentralstelle für 
Korruptionsbekämpfung und der seit 01.10.2011 ein-
gesetzte Vertrauensanwalt zur Korruptionsbekämp-
fung entgegen. Meldungen können anonym abgege-
ben werden. Da der Vertrauensanwalt Vertraulichkeit 
zusichern kann, ist, wenn der Hinweisgeber dies zu-
lässt, eine Kontaktaufnahme möglich.

Die Einführung eines elektronischen Hinweisgebersys-
tems ist in der Planung. Meldungen, die nicht im Zu-
ständigkeitsbereich der jeweiligen Stelle liegen, wer-
den an die zuständige Stelle weitergeleitet.

4.2	 Polizei
Bei der Berliner Polizei sind zwei Dienststellen speziell 
mit Korruption befasst:
Beim Polizeipräsidenten in Berlin ist eine der Be-
hördenleitung direkt unterstellte interne Revision 
eingerichtet worden. Dieser wurden unter anderem 
auch die Aufgaben zur Korruptionsprävention in der 
Berliner Polizei übertragen. Die Leitung der Internen 
Revision bei dem Polizeipräsidenten steht auch als 
Ansprechpartner für Korruptionsprävention allen 
Bürgern sowie den Mitarbeitenden der Berliner Poli-
zei zur Verfügung. Beim Landeskriminalamt sind drei 
Kommissariate des Dezernats 23 schwerpunktmäßig 
mit der Bearbeitung von Korruptionsstraftaten sowie 
damit oftmals einhergehender Vermögensdelikten 
zum Nachteil der öffentlichen Hand befasst. In den 
beiden Revisionssachgebieten der Internen Revision 
sind derzeit acht Dienstkräfte mit Aufgaben der Kor-
ruptionsprävention betraut. Die drei Kommissariate 
des Landeskriminalamtes sind durchschnittlich mit 
jeweils sieben Dienstkräften ausgestattet. Zusätz-
liche Präventionsarbeit im Bereich der Korruption 
findet durch Angehörige des Landeskriminalamtes 

34 anlassbezogen durch individuelle Präventionsge-
spräche und Vorträge statt.

4.3	 Staatsanwaltschaften
Die Zentralstelle für Korruptionsbekämpfung bei der 
Generalstaatsanwaltschaft nimmt Hinweise entgegen, 
erarbeitet Empfehlungen und schult Prüfgruppen zur 
Korruptionsbekämpfung, aber auch Innenrevisions- und 
Antikorruptions-Arbeitsgruppen in der Verwaltung. Die 
Zentralstelle steht in Kontakt mit dem Rechnungshof, 
den Senatsverwaltungen, den Landeskartellbehörden 
und den Anti-Korruptionsbeauftragten der Behörden. 
In der Staatsanwaltschaft Berlin ist die Abteilung 243 
mit acht Staatsanwältinnen und Staatsanwälten, sowie 
einem Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiter schwer-
punktmäßig mit Korruptionsbekämpfung befasst.

4.4	 Koordinierungsgruppen
Es gibt eine ressortübergreifende Antikorruptions-
Arbeitsgruppe bei der Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz. Hierin sind Fachleute aus 
sämtlichen Senatsverwaltungen, dem Rechnungshof, 
dem Landeskriminalamt und der Staatsanwaltschaft 
vertreten. Die Arbeitsgruppe tagt mehrmals jährlich, 
unter anderem zur Überarbeitung von Richtlinien, zur 
Schwachstellenanalyse, zu Fortbildungen und zur 
Auswertung von internen Prüfungen. Abgesehen vom 
Vertrauensanwalt sind Verwaltungsexterne in der Ar-
beitsgruppe nicht vertreten.

4.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Besondere Regelungen der Finanzbehörden zur Kor-
ruptionsbekämpfung werden nicht erlassen. Die Vor-
steher der Finanzämter sind allerdings durch Verwal-
tungsvorschriften der Senatsverwaltung für Finanzen 
verpflichtet worden, bei Geschäftsprüfungen, in denen 
Unregelmäßigkeiten festgestellt wurden, die auf straf-
bare Handlungen oder vorsätzliche Verletzung von 
Dienstvorschriften hindeuten, unverzüglich die Innere 
Revision zu informieren.

4Berlin
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4.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

In Verwaltungsvorschriften ist die Einsetzung von 
Innenrevisions- beziehungsweise Antikorruptions-
prüfgruppen in den Behörden der Hauptverwaltung 
vorgesehen. Teilweise sind diese Prüfgruppen auch 
für die nachgeordneten Behörden zuständig. Auch 
in den meisten Bezirksämtern gibt es entsprechende 
Prüfgruppen. Im § 3 Verfassungsschutzgesetz Berlin 
ist die Einrichtung einer Innenrevision für den Verfas-
sungsschutz zwingend vorgesehen. Empfehlungen 
und Hinweise zu Maßnahmen der Korruptionsbe-
kämpfung und -prävention sind in einem Rundschrei-
ben der Senatsverwaltung für Justiz vom 01.03.2007 
enthalten. Darin sind unter anderem eine Indikato-
renliste und allgemeine Hinweise enthalten, wie zum 
Beispiel der Hinweis auf regelmäßige Personalrotation, 
das Vier-Augen-Prinzip sowie auf das Verbot der An-
nahme von Belohnungen und Geschenken. Eine neue 
Verwaltungsvorschrift zum Verbot der Annahme von 
Belohnungen und Geschenken wird derzeit erarbeitet. 
Fortbildungen werden fortlaufend unter anderem von 
der Zentralstelle für Korruptionsbekämpfung bei der 
GenStA Berlin angeboten. In den Richtlinien für die 
Arbeit der Prüfgruppen zur Korruptionsbekämpfung 
ist unter anderem die Verpflichtung zur Durchführung 
von Routineprüfungen und anlassbezogenen Prüfun-
gen vorgesehen. Ferner sollen die Prüfgruppen für ih-
ren Zuständigkeitsbereich einen Gefährdungsatlas zur 
behördeninternen Einschätzung und Festlegung von 
besonders korruptionsgefährdeten Arbeitsbereichen 
aufstellen und interne Kontrollsysteme erarbeiten.

4.7	 Korruptionsregister
Seit 2006 besteht ein Korruptionsregister bei der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung. Die öffentlichen 

Auftraggeber sind verpflichtet, vor Entscheidungen 
über die Vergabe öffentlicher Aufträge mit einem Wert 
ab 15.000 Euro bei der Informationsstelle nachzufra-
gen, ob Eintragungen im Korruptionsregister zu Bie-
terinnen und Bietern, Bewerberinnen und Bewerbern 
sowie potentiellen Auftragnehmerinnen und Auftrag-
nehmern vorliegen. Mitteilungen erfolgen durch die 
Strafverfolgungs- sowie die Ordnungswidrigkeitenbe-
hörden. In das Korruptionsregister sind beim Nach-
weis korruptionsrelevanter oder sonstiger Rechtsver-
stöße im Geschäftsverkehr oder mit Bezug zum Ge-
schäftsverkehr (unter anderem Schwarzarbeit, illegaler 
Beschäftigung, Steuerunehrlichkeit, wettbewerbswid-
riger Absprachen) Eintragungen vorzunehmen. Einge-
tragen werden somit nicht nur Korruptionsdelikte im 
engeren Sinne, sondern auch Vermögensdelikte zu 
Lasten der öffentlichen Hand. Die Eintragungen im 
Korruptionsregister sind nach einer Frist von einem 
Jahr bei Ordnungswidrigkeitenverfahren mit einer 
Geldbuße bis 1.000 Euro, sonst nach drei Jahren zu til-
gen. Die Tilgung kann bei Nachweis der wiederherge-
stellten Zuverlässigkeit auf Antrag auch eher erfolgen.

4.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

In Berlin setzt man bei der Korruptionsbekämpfung 
auf ein 4-Säulen-Modell. Die erste Säule ist die Spe-
zialabteilung der Staatsanwaltschaft Berlin. Die zweite 
Säule ist die Zentralstelle für Korruptionsbekämpfung 
bei der GenStA Berlin. Die dritte Säule die ressort-
übergreifende Antikorruptions-Arbeitsgruppe bei der 
Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz. 
Die vierte Säule ist der Vertrauensanwalt zur Korrup-
tionsbekämpfung.
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5.1	 Hinweisgeber
Sowohl in allen obersten Landesbehörden als auch in 
den Landkreisen und kreisfreien Städten wurden An-
tikorruptionsbeauftragte bestellt. Sie sind bei Korrup-
tionsverdacht Ansprechpartner und Vertrauensperso-
nen sowohl für Beschäftigte als auch für Bürger. 

Über die Website der „Internetwache der Polizei des 
Landes Brandenburg, Interaktion Wirtschaftskrimina-
lität/Korruption melden“ kann Korruption angezeigt 
beziehungsweise ein Hinweis auf Korruption gegeben 
werden. Hierbei kann der Hinweisgeber vollkommen 
anonym bleiben, sich einen persönlichen Bereich 
(Postfach) einrichten und über dieses Postfach mit 
dem polizeilichen Sachbearbeiter kommunizieren. Die 
Identität des Hinweisgebers bleibt dabei gewahrt. 

5.2	 Polizei
Seit 2005 besteht eine ressortübergreifende Gemein-
same Ermittlungsgruppe Korruption der Staatsanwalt-
schaft Neuruppin und des Landeskriminalamtes (GEG 
Korruption), womit personelle Ressourcen gebündelt 
werden und die Verfahrensbearbeitung konzentriert 
werden soll. Brandenburg setzt damit wesentliche 
Handlungsempfehlungen der kriminalpolizeilichen 
Bund-Länder-Projektgruppe „Gesamtkonzeption Wirt-
schaftskriminalität und Korruption“ um. In der GEG 
Korruption sind neun Beamte des Landeskriminalam-
tes tätig.

Hauptaufgabe der GEG Korruption ist die Bekämpfung 
aller Fälle der strukturellen Korruption im Land Bran-
denburg. Für die Verfolgung der situativen Korruption 
sind die örtlichen Polizeidienststellen zuständig. Zu den 
weiteren Aufgaben der GEG Korruption gehören die 
Entgegennahme und Bewertung von Korruptionshin-
weisen – auch über die Internetwache der Polizei des 
Landes Brandenburg – , die Erstellung eine Jahres-
berichtes Korruption, die Beratung und Unterstützung 
örtlicher Polizeidienststellen sowie anderer Behörden, 
Einrichtungen und Institutionen in korruptionspräventi-
ven Angelegenheiten sowie die Fortentwicklung poli-
zeilicher Bekämpfungsstrategien. 

5.3	 Staatsanwaltschaften
Die Staatsanwaltschaft Neuruppin ist seit Dezember 
2000 Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Bekämp-
fung der Korruptionskriminalität im Land Brandenburg. 
Seit März 2005 ist sie Teil der ressortübergreifenden 
Gemeinsamen Ermittlungsgruppe Korruption (GEG 
Korruption). Ihr gehören ein Oberstaatsanwalt als 
staatsanwaltschaftlicher Leiter, fünf Staatsanwälte und 
ein Wirtschaftsreferent an. Die Schwerpunktstaatsan-
waltschaft Neuruppin ist für die Bearbeitung aller im 
Land Brandenburg anfallenden Ermittlungs-, Straf- 
und Vollstreckungsverfahren wegen Korruptionsstraf-
taten zuständig. Ferner obliegt ihr die Überprüfung der 
Jahresberichte und sonstiger Mitteilungen des Lan-
desrechnungshofes auf das Vorliegen von zureichen-
den tatsächlichen Anhaltspunkten für eine Straftat. 

5.4	 Koordinierungsgruppen
Eine ständige Koordinierungsgruppe Korruption exis-
tiert im Land Brandenburg nicht. Die Stabsstelle „Kor-
ruptionsprävention“ im Innenministerium nimmt diese 
Aufgaben jedoch wahr. Sie ist Ansprechpartner für 
Bürgerinnen und Bürger sowie Antikorruptionsbeauf-
tragte und koordiniert die Tätigkeit der Antikorrupti-
onsbeauftragten. Regelmäßig finden Arbeitsbespre-
chungen statt. Ziel ist es, die Richtlinie der Landes-
regierung konsequent umzusetzen, Bürgerinnen und 
Bürger sowie Bedienstete und Beschäftigte zu sensi-
bilisieren, Erfahrungen auszutauschen und die Zusam-
menarbeit der Behörden, Einrichtungen und Institutio-
nen zu intensivieren. Schwerpunktstaatsanwaltschaft/
GEG Korruption sind eingebunden und berichten über 
Erfahrungen aus der Ermittlungsführung und aktuelle 
Erscheinungsformen von Korruption.

5.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Für Betriebsprüfer und für die Steuerfahnder gilt das 
Handbuch „Bestechung“ für die Außendienste, wel-
ches umfangreiche Informationen zur Thematik im 
Allgemeinen, zu steuerlichen Auswirkungen und zu 
Mitteilungspflichten gibt.

5Brandenburg
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Darüber hinaus fanden durch die zuständige Schwer-
punktstaatsanwaltschaft Neuruppin Informationsver-
anstaltungen und ein Workshop zur Thematik statt. 
Das MdF (Ref. 35) steht zur Verbesserung der Zusam-
menarbeit in regelmäßigem Kontakt zur Schwerpunkt-
staatsanwaltschaft Neuruppin. Zudem gibt es zur 
Wahrnehmung der Meldepflichten und zum Informati-
onsaustausch durch die Betriebsprüfer und die Steu-
erfahnder auch den direkten Kontakt mit der Schwer-
punktstaatsanwaltschaft.

5.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Seit dem 07.06.2011 gilt die novellierte „Richtlinie der 
Landesregierung zur Korruptionsprävention in der 
Landesverwaltung Brandenburg“. Die Richtlinie gilt für 
alle Behörden und Einrichtungen des Landes sowie 
für Landesbetriebe und wurde mit der Novellierung 
dauerhaft entfristet. Sie regelt zahlreiche Maßnahmen 
zur Prävention und zur Aufdeckung von Korruption. 
Wesentliche Schwerpunkte dieser Richtlinie sind un-
ter anderemdie Sensibilisierung der Beschäftigten, die 
stärkere Betonung der Verantwortung von Führungs-
kräften, die Benennung von Ansprechpartnern für 
Korruptionsprävention, die Umsetzung des Vier-Au-
gen-Prinzips bei Prüfung und Vergabe, Personalrotati-
on, Transparenz von Verwaltungsentscheidungen, die 
Feststellung von korruptions- und gesteigert korrupti-
onsgefährdeten Bereichen, das Verhalten bei Korrup-
tionsverdacht sowie das Aufzeigen von Möglichkeiten 
und Grenzen von Sponsoring. Als Anlage enthält die 
Richtlinie unter anderem einen Verhaltenskodex gegen 
Korruption, der in der Landesverwaltung verbindlich 
einzuführen ist, sowie konkrete Hinweise zur Erstel-
lung einer Risikoanalyse in besonders gefährdeten 
Bereichen.

Das Landesbeamtengesetz (§ 57) verbietet die Annah-
me von Belohnungen und Geschenken. Ausführungen 
hierzu sind in der Verwaltungsvorschrift über die An-
nahme von Belohnungen und Geschenken durch Be-
schäftigte des Landes Brandenburg von August 2012 
geregelt. 

Darüber hinaus besteht seit 2005 im Innenministerium 
eine „Stabsstelle Korruptionsprävention in der Landes-
verwaltung Brandenburg“. Auf ihrer Website bietet sie 
Informationen zum Thema, benennt Ansprechpartner 
für Korruptionsprävention, verweist auf die Internetwa-
che der Polizei und auf die GEG Korruption und bietet 
die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme.

5.7	 Korruptionsregister
Im Innenministerium ist eine zentrale Beratungsstelle 
für die Vergabe von öffentlichen Aufträgen eingerich-
tet. Ein Korruptionsregister besteht nicht.

5.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Brandenburg verfolgt bei der Korruptionsbekämpfung 
eine integrierte Strategie. Dabei gehören Repressi-
on und Prävention durch Kontrollmechanismen und 
Sensibilisierung eng zusammen. Den Beschäftigten 
wird Hilfestellung gegeben, um Ansätze von Korrup-
tion frühzeitig zu erkennen. Schritt für Schritt werden 
Kontrollmechanismen eingebaut, um Korruption kon-
sequent abzuwehren. Potentielle Täter sollen abge-
schreckt und Straftaten konsequent verfolgen werden. 
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6.1	 Hinweisgeber
Bei der ZAKS (Zentrale Antikorruptionsstelle Bre-
men, siehe unten) ist ein Hinweistelefon eingerichtet 
(0421/361-16969, E-Mail: office@zaks.bremen.de). 
Darüber hinaus können Hinweise bei allen Strafver-
folgungsbehörden (Polizei, Staatsanwaltschaft) sowie 
in den jeweiligen Senatsressorts bei den Antikorrup-
tionsbeauftragten abgegeben werden. Eine anonyme 
Hinweismeldung ist möglich (Telefon, E-Mail, Brief 
ohne Namensnennung oder Absenderabgabe), al-
lerdings ist dann eine Kontaktaufnahme zu dem Ab-
sender nicht möglich. Anonyme Hinweise, die zum 
Beispiel über das BKMS-System beim Landeskrimi-
nalamt Niedersachsen für den Zuständigkeitsbereich 
Bremen eingehen, werden von dort aus (zum Teil nach 
Kontaktaufnahme mit dem Hinweisgeber) zuständig-
keitshalber an die ZAKS abgegeben.

6.2	 Polizei
Seit dem 01.07.2007 wird die Strafverfolgung von Kor-
ruptionsdelikten durch die ZAKS wahrgenommen. Die 
Polizei Bremen ist somit nicht für diese Delikte zustän-
dig, da die ZAKS organisatorisch direkt beim Senator 
für Inneres und Sport angebunden ist. Hier wird die 
Aufgabe in einem eigenständigen Referat wahrge-
nommen. Für die Bearbeitung von Korruptionsdelik-
ten in der Stadtgemeinde Bremerhaven ist das K 23 
(Wirtschaftskriminalität) der Ortspolizeibehörde Bre-
merhaven zuständig. Die ZAKS verfügt derzeit über 
vier Kriminalbeamte (Repression) und zwei Präventi-
onsmitarbeiter (eine Juristin, ein Verwaltungsbeam-
ter). Auch die Prävention ist eine zentrale Aufgabe der 
ZAKS und wird unter anderem wahrgenommen durch 
Beratungen und Schulungen (rund 100 pro Jahr), ei-
nen Internetauftritt (www.zaks.bremen.de) und die 
Vernetzungsarbeit mit den an der Antikorruptionsar-
beit Beteiligten.

6.3	 Staatsanwaltschaften
Bei der Staatsanwaltschaft Bremen gibt es eine 
Schwerpunktzuständigkeit für Amtskorruption in der 
Abteilung 3 (Organisierte Kriminalität) und für Wirt-

schaftskorruption in der Abteilung 7 (Wirtschaftskrimi-
nalität). 

6.4	 Koordinierungsgruppen
Im Zuge der Neuorganisation der Antikorruptionsarbeit 
in Bremen wurde der Antikorruptionsrat (AKR) gebil-
det, der sich aus den Antikorruptionsbeauftragten der 
Senatsressorts, einem Vertreter der Staatsanwalt-
schaft Bremen und der Leitung der ZAKS zusammen-
setzt. Darüber hinaus sind regelmäßig Gäste vertreten 
(Bremische Bürgerschaft, Senatskanzlei, Landesrech-
nungshof der FHB, Gesamtpersonalrat, Gesundheit 
Nord gGmbh, Magistrat Bremerhaven). Das Gremium 
tagt alle drei Monate und diskutiert grundsätzliche 
Fragen der Korruptionsbekämpfung, der Konzeptent-
wicklung und der Zusammenarbeit. Außerdem soll ein 
ressortübergreifender Wissenstransfer stattfinden. Der 
AKR hat auch Arbeitsgruppen gebildet, zum Beispiel 
zur Weiterentwicklung von Verwaltungsvorschriften 
und zur Diskussion eines Korruptionsregistergesetzes.

6.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Unterstützt von der Senatorin für Finanzen ist über den 
Leiter der Vorprüfstelle bei der Steuerfahndungs- und 
Strafsachenstelle ein enger Informationsaustausch 
organisiert, um die gegenseitigen, gesetzlich vorge-
schriebenen Mitteilungspflichten zu erfüllen. Steuer-
fahnder und Betriebsprüfer orientieren sich dabei an 
den von der Finanzverwaltung vorgegebenen Leitfä-
den. Bislang fand eine gemeinsame Schulung zu die-
sem Thema mit den Leiterinnen und Leitern der Be-
triebsprüfungsstellen der Finanzämter statt. 

6.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Seit 2000 existiert eine Verwaltungsvorschrift zur An-
nahme von Belohnungen und Geschenken. 2001 trat 
die Verwaltungsvorschrift zur Vermeidung und Be-
kämpfung der Korruption in Kraft. Diese regelt unter 
anderem personelle Maßnahmen, Dienstaufsicht, die 

6Bremen
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Einrichtung von Innenrevisionen und die Benennung 
von Antikorruptionsbeauftragten. Letztere sind in den 
Senatsverwaltungen eingerichtet und fungieren als 
Ansprechpartner für Verwaltungsmitarbeiter (auch für 
Hinweisgeber auf Korruption). Die bisherige Antikorrup-
tionsstelle, die beim Senator für Finanzen angesiedelt 
war, war vor allem zuständig für ressortübergreifende 
Maßnahmen und Schulungen sowie die Beratung der 
Ressorts in organisatorischen, arbeits- und disziplinar-
rechtlichen Fragen. Die neu geschaffene ZAKS hat die 
Aufgaben der bisherigen Stelle übernommen. Weiter-
gehende Hinweise finden sich auf der Internetseite der 
ZAKS: www.zaks.bremen.de.

6.7	 Korruptionsregister
In Bremen existiert seit dem 01.07.2011 ein Korrup-
tionsregister bei der Senatorin für Finanzen. Die dort 
zuständige Stelle nimmt auch die Eintragungen ins Re-
gister vor. Alle öffentlichen Auftraggeber sind verpflich-
tet, vor Vergaben ab einem Auftragswert von 10.000 
Euro bei der registerführenden Stelle anzufragen, ob 
Eintragungen über einen Bieter vorliegen, der einen 
Auftrag erhalten soll. Bei einem Auftragswert unter 
10.000 Euro können öffentliche Auftraggeber Abfragen 
an das Register richten. Auf Antrag können bestimm-
te Stellen eine Auskunft aus dem Register erhalten, 
sofern sie den Zweck angeben, für den die Auskunft 
begehrt wird und die Auskunft der Aufgabenerfüllung 
der anfragenden Stelle dient. Anfrageberechtigt sind 
grundsätzlich die öffentlichen Auftraggeber, die mit 
Vergabeentscheidungen befassten öffentlichen Stel-
len des Bundes, der Länder und der Gemeinden, die 
mit der Nachprüfung von Vergabeentscheidungen be-
fassten Vergabekammern und Gerichte sowie Strafge-
richte und Strafverfolgungsbehörden des Bundes und 
der Länder, soweit sie mit der Verfolgung von Straf-
taten der Wirtschaftskriminalität befasst sind und ein 
begründetes Interesse an der Auskunftserteilung be-

steht. Die Eintragung eines Unternehmens soll dieses 
unter bestimmten Voraussetzungen (§ 6 BremKorG) 
bei Vergabeverfahren ausschließen. 

6.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Der Bremer Senat hat bereits Ende der neunziger Jah-
re Maßnahmen zu Prävention, Kontrolle und Repressi-
on von Korruption verabschiedet. Zu den wesentlichen 
strategischen Elementen der Korruptionsbekämpfung 
in Bremen gehören unter anderem:

Die 2001 erlassene Verwaltungsvorschrift zur Vermei-
dung und Bekämpfung der Korruption in der öffent-
lichen Verwaltung in der Freien Hansestadt Bremen 
(Land und Stadtgemeinde); die Verwaltungsvorschrift 
über die Annahme von Belohnungen und Geschenken 
aus dem Jahr 2000; gesetzlich verpflichtende Einrich-
tung von Innenrevisionen in den Senatsressorts auch 
zur Verhinderung von Korruption; einschränkende 
Regelungen zur Genehmigung von Nebentätigkei-
ten in § 64 ff. Bremisches Beamtengesetz sowie die 
Ernennung von Antikorruptionsbeauftragten in den 
einzelnen Ressorts als Ansprechpartner für Beschäf-
tigte und Leitung. Seit dem 25.07.2008 gilt auch die 
Verwaltungsvorschrift über die Annahme und Verwen-
dung von Beträgen aus Sponsoring, Werbung, Spen-
den und mäzenatische Schenkungen zur Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben der Freien Hansestadt Bremen 
(Land und Stadtgemeinde).

Die seit 2007 durch die Gründung der ZAKS in der 
Stadtgemeinde Bremen vorhandene Struktur der ver-
netzten und ganzheitlichen Antikorruptionsarbeit wird 
fortgeführt, die strategischen Schwerpunktsetzungen 
auf phänomenorientierte Strafverfolgung und auf Sen-
sibilisierung ausgelegte Präventionsarbeit haben sich 
bewährt.

http://www.zaks.bremen.de/
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7.1	 Hinweisgeber
Das Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) (siehe Polizei) 
betreibt ein kostenfreies Bürgertelefon, bei dem unter 
0800/343-7238 (0800-DIE-RAET) Hinweise auf Kor-
ruption gegeben werden können.

Der Verein Pro Honore e.V. hat zusammen mit der 
Handelskammer Hamburg und der „Vereinigung eines 
Ehrbaren Kaufmanns in Hamburg“ eine externe Ver-
trauensstelle durch ein Rechtsanwaltsbüro eingerich-
tet (seit 26.02.2003), das Informationen von Hinweis-
gebern sammelt und bewertet, um ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren zu ermöglichen und den Hinweis-
geber im Einzelfall vor ungerechtfertigter Benachteili-
gung durch Kollegen, Vorgesetzte oder Konkurrenten 
schützen soll. Auf Wunsch können Hinweise auch an-
onym erfolgen: 040/4500-00-79; Fax: 040/251-3862; 
Internetseite: http://www.vertrauensstelle-hamburg.de

7.2	 Polizei
Zentrale Einheit der Kriminalpolizei ist das Dezernat 
Interne Ermittlungen (DIE), welches dem Staatsrat der 
Innenbehörde unterstellt ist. Das Dezernat Interne Er-
mittlungen (DIE) ist sowohl für Amtsträgerdelikte als 
auch für den Bereich der Korruption im geschäftlichen 
Verkehr (§ 299 ff. StGB) zuständig. Innerhalb des De-
zernat Interne Ermittlungen (DIE) sind drei Sachgebiete 
im Fachkommissariat 2 mit der Bekämpfung der Kor-
ruption befasst. Darunter FK 21 mit der Auswertung 
und Analyse, FK 22 mit Korruptionsermittlungen und 
FK 23 mit der Korruptionsprävention. Darüber hinaus 
werden in Ausnahmefällen Korruptionsermittlungen im 
FK 1 geführt, sofern Vorwürfe gegen Polizeibedienste-
te erhoben werden. Ansonsten ist das FK 1 mit seinen 
beiden Sachgebieten FK 11 und FK 12 für die Amts-
trägerdelinquenz im weitesten Sinne zuständig. Das 
für die Korruptionsprävention zuständige FK 23 hält 
in sämtlichen Behörden und auf Bitten der Privatwirt-
schaft in einzelnen Unternehmen Vorträge und berät 
rund um das spezifische Thema. Eine darüber hinaus-
gehende ständige telefonische Erreichbarkeit mit Un-
terstützung der übrigen mit Korruption befassten Mit-
arbeitenden des Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) 
ist gewährleistet (siehe Hinweisgeber). Es sind rund 20 

Mitarbeitende des Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) 
ausschließlich mit der Korruptionsbekämpfung (FK 2) 
befasst. 

7.3	 Staatsanwaltschaften
Die Schwerpunktabteilung der Staatsanwaltschaft 
Hamburg (Abt. 57) ist derzeit mit 5,4 Planstellen be-
setzt.

7.4	 Koordinierungsgruppen
Beim Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) ist seit 1999 
der „Gesprächskreis Korruption“ angesiedelt. Hier 
nehmen neben Vertretern des Dezernat Interne Ermitt-
lungen (DIE) Mitarbeitende der Korruptionsabteilung 
der Staatsanwaltschaft teil. Das Gremium tagt in der 
Regel vierteljährlich oder nach Bedarf. Dabei werden 
Erfahrungen aus der Ermittlungsführung und die Vor-
gehensweise in aktuellen Verfahren im Rahmen des 
Qualitätsmanagements diskutiert.

7.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Das Dezernat Interne Ermittlungen (DIE) beschäftigt 
einen Finanzbeamten aus der Steuerverwaltung, der 
entsprechend seiner fachlichen Kompetenz alle Kor-
ruptionsverfahren auf steuerliche und steuerstrafrecht-
liche Relevanz prüft und gegebenenfalls Kontrollmittei-
lungen in die Finanzverwaltung steuert. Er ist darüber 
hinaus für die Koordinierung der Zusammenarbeit zwi-
schen der Finanzverwaltung und dem DIE verantwort-
lich. 

Die Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft 
und Finanzverwaltung im Bereich der Korruptionsbe-
kämpfung beruht auf § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 10 EStG 
und § 30 Abs. 4 Nr. 5 AO. Zur Sensibilisierung und 
Fortbildung finden regelmäßige Besprechungen mit 
Vertretern der Staatsanwaltschaft Hamburg und der 
Hamburger Finanzbehörde statt. Für Betriebsprüfer 
und Steuerfahnder werden Schulungen betreffend der 
wechselseitigen Mitteilungspflichten durchgeführt.

7Hamburg

http://www.vertrauensstelle-hamburg.de/
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Die für alle Bediensteten der Finanzverwaltung vor-
gesehene Vorgehensweise hinsichtlich der Mittei-
lungspflicht bei Vorteilszuwendungen im Sinne des § 
4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 10 EStG wird durch einen Erlass 
des Bundesministeriums für Finanzen vom 10.10.2002 
(BStBl. Teil I 2002, 1) geregelt. Ergänzend dazu gibt es 
das Handbuch „Bestechung für die Außenprüfungs-
dienste“ des Bundesministeriums für Finanzen (BMF-
Schreiben vom 11.08.2006 - IV A 7 - S 1541 - 44/06), 
in dem anhand von Beispielen die in Betracht kom-
menden Korruptionstatbestände, der Umfang der Be-
triebsausgabenkürzung sowie die Mitteilungsverpflich-
tung erläutert werden.

Das Handbuch „Bestechung für die Außenprüfungs-
dienste“ richtet sich in erster Linie an Betriebsprüfer. 
Ergänzend hierzu regelt ein Erlass der Finanzbehör-
de Hamburg (Korruptionsbekämpfung in der Außen-
prüfung; Az.: 51 – S 1505 – 008/09 vom 18.10.2011), 
dass hinsichtlich der Frage, ob ein relevanter Anfangs-
verdacht im konkreten Einzelfall in Hinblick auf eine 
Steuer- und/oder Korruptionsstraftat vorliegt, der fest-
gestellte Sachverhalt unverzüglich dem Finanzamt für 
Prüfungsdienste und Strafsachen in Hamburg mitzu-
teilen ist.

Beim Finanzamt für Prüfungsdienste und Strafsachen 
gibt es eine feste Ansprechpartnerin für Korruptions-
tatbestände. Das Amt entscheidet über die Einleitung 
eines Steuer-strafverfahrens und fertigt gegebenen-
falls auch eine schriftliche Mitteilung an das Dezer-
nat Interne Ermittlungen (DIE) beziehungsweise die 
Staatsanwaltschaft.

7.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Maßnahmen, die in der Verwaltungsvorschrift zur Kor-
ruptionsbekämpfung und Korruptionsprävention (seit 
01.09.2001) vorgesehen sind: Risikoanalysen, Rotati-
on, „Mehr-Augen-Prinzip“, Aus- und Fortbildung, Prü-
fung der Vereinbarkeit von Dienst und Nebentätigkei-
ten. Bei Korruptionsverdacht besteht Mitteilungspflicht 
gegenüber der zuständigen Antikorruptionsstelle (Zen-
tralstelle). Die zuständige Antikorruptionsstelle (Zen-
tralstelle) wird von den jeweiligen Behörden für den 

eigenen Zuständigkeitsbereich benannt beziehungs-
weise eingerichtet (Nr. 5 der Verwaltungsvorschrift). In 
allen Fachbehörden sind Innenrevisionen eingerichtet. 

Das Verbot der Annahme von Belohnungen und Ge-
schenken ist in § 42 Beamtenstatusgesetz in Ver-
bindung mit § 49 Hamburgisches Beamtengesetz 
(HmbBG) geregelt. Für die hamburgischen Behörden 
gilt die regelmäßig allen Beschäftigten zu vermitteln-
de „Bekanntmachung über die Annahme von Beloh-
nungen und Geschenken“. Diese enthält verbindliche 
Vorschriften insbesondere im Hinblick auf die not-
wendigen Zustimmungserfordernisse bei der aus-
nahmsweise möglichen Annahme von Belohnungen 
und Geschenken sowie die Anzeigepflichten. In der 
Bekanntmachung wird zudem über die straf- und dis-
ziplinarrechtlichen sowie die dienst- und arbeitsrecht-
lichen Folgen bei Verstößen gegen diese Regelungen 
belehrt. Ausnahmen vom generellen Verbot der An-
nahme von Belohnungen und Geschenken sind in der 
Bekanntmachung durch die Vorgabe von verbindli-
chen Maßregeln geregelt. Für bestimmte Sachverhalte 
ermächtigt die Bekanntmachung die Beschäftigungs-
behörden, besondere Ausnahmeregelungen - etwa 
durch entsprechende geschäftsbereichsinterne Richt-
linien - zuzulassen.

In Hamburg müssen Architektur- und Ingenieurbüros 
nach dem Verpflichtungsgesetz durch die Baubehörde 
verpflichtet werden. Gutachter sowie Unternehmens- 
und Personalberatungen sollen folgen. Hierdurch 
werden Mitarbeitende beauftragter Unternehmen den 
„Amtsträgern“ gleichgestellt, wodurch sie sich der Be-
stechlichkeit nach § 332 Abs.1 StGB strafbar machen 
können.

Schulungen im Rahmen der Korruptionsprävention 
werden überwiegend durch das Dezernat Interne Er-
mittlungen (DIE) begleitet.

7.7	 Korruptionsregister
Mit der Aufhebung des Gesetzes zur Einrichtung und 
Führung eines Korruptionsregisters (18.02.2004) wur-
de dieses zum 01.03.2006 abgeschafft. Nach einer 
verwaltungsinternen Richtlinie konnten seit 1997 unzu-



Institutionelle Ressourcen der Bundesländer im Vergleich

17

verlässige Bieter von der ausschreibenden Dienststelle 
aus Verfahren ausgeschlossen werden. Der Finanzbe-
hörde oblag die Entscheidung über einen generellen 
Ausschluss von Bewerbern beziehungsweise Bietern 
von öffentlichen Aufträgen, der auf Antrag der jewei-
ligen Fachbehörde in der Regel für ein Jahr erfolgen 
konnte. 

Mit Beschluss vom 13.4.2011 (Drs. 20/88) hat die Bür-
gerschaft den Senat ersucht, „der Bürgerschaft zügig 
einen Gesetzentwurf zur Einführung eines Korrupti-
onsregisters zu übermitteln“, mit dem - in Anlehnung 
an die Bestimmungen in Berlin - Korruptionsdelikte 
und andere wirtschaftskriminelle Handlungen, wie 
etwa wettbewerbswidrige Absprachen oder illegale 
Beschäftigung, erfasst werden, um sicherzustellen, 
dass öffentliche Aufträge nur an gewissenhafte Ge-
schäftsleute vergeben werden.

Die Hamburgische Finanzbehörde hat einen entspre-
chenden Gesetzentwurf erarbeitet und mit allen Be-
hörden abgestimmt. Zurzeit (Stand: Ende Oktober 
2012) wird jedoch noch eine Prüfung der Landesre-
gierung Schleswig-Holstein abgewartet, ob man mit 
Hamburg auf der Grundlage des Hamburgischen Ent-
wurfs eines Korruptionsregistergesetzes eine gemein-
same Lösung realisieren möchte.

Der Hamburgische Entwurf eines Korruptionsregis-
ters sieht vor, strafrechtliche Verurteilungen und Buß-
geldbescheide mit vergaberechtlicher Relevanz sowie 
Einzelausschlüsse in konkreten Vergabeverfahren und 
zeitlich befristete Vergabesperren einzutragen. Der 
Entwurf regelt die Einzelheiten der Eintragung bis hin 
zur Löschung.

7.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Hamburg verfolgt in der Korruptionsbekämpfung den 
so genannten „Drei-Säulen-Ansatz“:
1.	 Innenrevisionen, Risikoanalysen und Controlling 

sollen die Verwaltung vor Korruption schützen. Da-
bei wird auch auf Dienst- und Fachaufsichten durch 
Vorgesetzte verwiesen. 

2.	 Aus- und Fortbildungen für Vorgesetzte und Mitar-
beitende. Die Öffentlichkeit soll durch Informationen 
im Internet aufgeklärt werden.

3.	 „Konsequente Strafverfolgung“ durch das Dezernat 
Interne Ermittlungen (DIE) der Kriminalpolizei und 
die Korruptionsabteilung der Staatsanwaltschaft 
(Abt.57). Außerdem Informationsaustausch mit 
Disziplinarvorgesetzten (innerhalb der Polizei), der 
Steuerverwaltung, sowie den Innenrevisionen ein-
zelner Fachbehörden.

Die Antikorruptionskonferenz (AKK) koordiniert und 
überwacht das Hamburger Konzept zur Korruptions-
bekämpfung seit 1997 unter Leitung des Dezernat In-
terne Ermittlungen (DIE). Die AKK besteht unter ande-
rem aus Vertretern der Staatsanwaltschaft, der Abtei-
lung für Wirtschaftsdelikte im Landeskriminalamt, des 
Rechnungshofes, des Personalamtes, der Finanzbe-
hörde sowie einer Reihe unterschiedlicher Behörden 
und Institutionen wie beispielsweise der Handelskam-
mer. Die AKK tagte zunächst mehrmals im Jahr und 
initiierte behördenübergreifende Maßnahmen. Diese 
mündeten in verbindliche Senatsbeschlüsse. Dazu 
zählten unter anderem: Regelung der Personalrotation, 
Aus- und Fortbildungen, Mitteilungspflichten bei Kor-
ruptionsverdacht, Maßnahmen bei Wettbewerbsaus-
schluss, Regelungen zu Geschenken und Belohnun-
gen, sowie Verfahrensweisen bei der Verpflichtung von 
Gutachtern und Ingenieurbüros. Aufgrund der Tatsa-
che, dass erkannte Regelungsbedarfe aufgegriffen 
und entsprechend umgesetzt werden konnten, tritt die 
AKK derzeit nur bei Bedarf zusammen.
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8.1	 Hinweisgeber
Zahlreiche Hinweise, die über das internetgestützte 
Hinweisgebersystem (BKMS-System) des Landes Nie-
dersachsen eingegangen waren, haben auch in Hes-
sen zu Ermittlungsverfahren geführt.

8.2	 Polizei
Die flächendeckende Sachbearbeitung von Korrupti-
onsdelikten erfolgt bei den zentralen Kriminalinspek-
tionen der Polizeipräsidien, denen auch Einheiten für 
Finanzermittlungen und betriebswirtschaftliche Aus-
wertungen angeschlossen sind. Die zuständigen Be-
amtinnen und Beamten nehmen regelmäßig an fach-
spezifischen Fortbildungsmaßnahmen der Hessischen 
Polizeiakademie teil. Ein besonderer örtlicher Schwer-
punkt liegt beim zuständigen Fachkommissariat des 
Polizeipräsidiums Frankfurt am Main, das über jahr-
zehntelange Erfahrung bei der Führung auch beson-
ders umfangreicher Korruptionsermittlungen verfügt. 
In anderen bedeutsamen Fällen, insbesondere bei 
internationalen Bestechungsverfahren oder Verfahren 
wegen Bestechung im geschäftlichen Verkehr, wird 
auch das Hessische Landeskriminalamt (HLKA) mit 
den polizeilichen Ermittlungen betraut. Dies gilt vor 
allem für Fälle außerhalb des Zuständigkeitsbereichs 
des Polizeipräsidiums Frankfurt am Main. Hierfür be-
steht beim HLKA im Hauptsachgebiet Wirtschaftskri-
minalität ein eigenes Sachgebiet für Korruptionsbe-
kämpfung. Zusätzlich besteht hier ein Hauptsachge-
biet „Wirtschaftskriminalistische Ermittlungsunterstüt-
zung“, das auch bei der Bearbeitung von Korruptions-
delikten eingesetzt wird.

8.3	 Staatsanwaltschaften
Seit 2008 ist für die Verfolgung besonderer Korrup
tionsdelikte1 die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main 
hessenweit zuständig. Diese Zuständigkeit wurde 

1	  internationale Korruptionsdelikte nach dem IntBestG, 
EUBestG und § 299 Abs.3 StGB in allen Fällen, sowie 
Bestechung/Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr 
und Submissionsdelikte von besonderer Bedeutung.

auch bei der Neueinrichtung einer Hauptabteilung der 
Staatsanwaltschaft Frankfurt als hessischer Schwer-
punktstaatsanwaltschaft für Wirtschafts- und Umwelt-
strafsachen im Jahr 2009 übernommen. Die Schwer-
punktstaatsanwaltschaft in Frankfurt am Main besteht 
aus insgesamt acht Abteilungen für Wirtschafts- und 
Umweltstrafsachen, von denen zwei Abteilungen alle 
Korruptions- und Submissionsdelikte aus dem Landge-
richtsbezirk Frankfurt am Main sowie die oben genann-
te Korruptions- und Submissionsdelikte in landesweiter 
Zuständigkeit bearbeiten. Die beiden Abteilungen be-
stehen aus zwei Abteilungsleitern und insgesamt sieben 
Dezernentinnen und Dezernenten. In die Bearbeitung 
der Verfahren kann die aus Wirtschaftsreferenten und 
sechs Wirtschaftstrafsachbearbeitenden bestehende 
Wirtschaftsprüfgruppe einbezogen werden. Darüber 
hinaus gibt es bei der Schwerpunktstaatsanwaltschaft 
eine weitere Wirtschaftsabteilung, die nach Zuweisung 
durch die Generalstaatsanwaltschaft fallweise mit Er-
mittlungsverfahren wegen anderer Korruptionsformen 
als Bestechungs- und Submissionsdelikten und Ver-
fahren aus Geldwäschevorgängen betraut wird.

Für die Bekämpfung von Vermögens- und Korrupti-
onsstraftaten aus dem Gesundheitswesen gibt es be-
reits seit mehreren Jahren eine Zentralstelle für die Be-
kämpfung von Vermögens- und Korruptionsstraftaten 
im Gesundheitswesen (ZBVKG) bei der Eingreifreserve 
der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am Main, die 
für die Bearbeitung derartiger Delikte landesweit zu-
ständig ist. Sie besteht aus einem Zentralstellenleiter 
und drei Dezernentinnen und Dezernenten. Ein bei der 
Eingreifreserve angesiedelter Wirtschaftsreferent kann 
zur Bearbeitung hinzugezogen werden.

Die Bearbeitung von Fällen der Amtsträgerbestechung 
ohne internationale Bezüge oder nur geringer Bedeu-
tung erfolgt bei den örtlich zuständigen landgericht-
lichen Staatsanwaltschaften. Die Staatsanwaltschaft 
Darmstadt verfügt über einen ausschließlich für die 
Korruptionsverfolgung zuständigen Dezernenten. Bei 
den weiteren hessischen Staatsanwaltschaften erfolgt 
die Korruptionsbekämpfung im Rahmen von beson-
deren Wirtschaftsdezernaten. Alle hessischen Staats-
anwaltschaften haben jeweils einen Ansprechpartner 
für die Kommunalverwaltungen benannt, der auch auf 
anonymer Basis kontaktiert werden kann.

8 Hessen
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8.4	 Koordinierungsgruppen
Zwischen der Schwerpunktstaatsanwaltschaft und 
den Facheinrichtungen der Polizeibehörden- insb. des 
Polizeipräsidiums Frankfurt am Main und des Landes-
kriminalamtes – finden regelmäßige Konsultationen 
statt, die auch die Priorisierung anhängiger Verfahren 
sowie strategische Schwerpunktsetzungen im Korrup-
tionsbereich beinhalten. Regelmäßige und enge Koor-
dinierungsgespräche gibt es ferner mit den Finanzbe-
hörden – insbesondere dem Vergabereferat der Ober-
finanzdirektion-, dem Antikorruptionsreferat (AKR) der 
Stadt Frankfurt am Main, dem Bundeskartellamt und 
der Landeskartellbehörde. Zudem besteht eine konse-
quente Zusammenarbeit mit der Steuerfahndung, der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht und 
der Handelsüberwachungsstelle Frankfurt am Main. 
Darüber hinaus wirken Staatsanwälte der Korrupti-
onsabteilungen der Schwerpunktstaatsanwaltschaft 
regelmäßig an Veranstaltungen internationaler Organi-
sationen zur Korruptionsbekämpfung (OECD Working 
Group on Bribery, GRECO) mit, um den internationalen 
Erfahrungsaustausch bei der Strafverfolgung von Kor-
ruptionsdelikten zu intensivieren.

Die Zentralstelle für die Bekämpfung von Vermögens- 
und Korruptionsstraftaten im Gesundheitswesen 
(ZBVKG) der GenStA Frankfurt am Main pflegt enge 
Kontakte und Konsultationen mit privat- und kassen-
ärztlichen Vereinigungen und Verbänden, den privaten 
und gesetzlichen Krankenkassen sowie anderen Insti-
tutionen des Gesundheitswesens.

8.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

8.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Das Beschaffungsmanagement der Landesverwal-
tung wurde weitgehend zentralisiert. Die Abwicklung 
der Vergaben des Landes Hessen erfolgt mit Hilfe einer 
elektronischen Vergabeplattform, auf der die Verfah-

ren Workflow-basiert ablaufen. Durch die definierten 
Rechte und Pflichten verlaufen die Vergabeverfahren 
unter einem hohen formalen Sicherheitsstandard. Das 
„Vier-Augen-Prinzip“ wird durchgehend gewährleistet. 
Im hessischen Baumanagement (hbm) wurden zwei 
Competence-Center Vergabe (CC Vergabe) in Ful-
da und Friedland eingerichtet, die alle Vergaben des 
staatlichen Hochbaus (Bund und Land) in Hessen ab-
wickeln. In den CC Vergabe ist das Vier-Augen-Prinzip 
und die Trennung zwischen Vergabe und Ausführung 
gewährleistet.

Zur Sicherstellung regelkonformer Verfahren gibt es 
bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main zwei 
Prüfgruppen. Die mobile Prüfgruppe und die Revisi-
onsgruppe führen, zum Teil baubegleitend, Prüfungen 
bei staatlichen Hochbaumaßnahmen durch. Alle Maß-
nahmen werden von der Innenrevision des Hessischen 
Ministeriums der Finanzen (HmdF) koordiniert und von 
der Kommission für Vergabesperren (KVS) im HmdF 
begleitet. Die Nachrechnung und Formalprüfung der 
eingehenden Angebote wird soweit möglich durch 
wechselndes Personal durchgeführt.

Im Innenministerium und in allen 18 unmittelbar nach-
geordneten Dienststellen bestehen Organisationsein-
heiten „Innenrevision“, die der Behördenleitung di-
rekt unterstellt sind. Hinweise auf Korruption können 
Mitarbeitende in den unmittelbar nachgeordneten 
Dienststellen diesen Organisationseinheiten melden. 
Im Innenministerium steht hierfür ein eigenes Referat 
zur Verfügung, dem unter anderem die Aufgabe der 
Korruptionsprävention übertragen wurde. Mitarbeiten-
de wie Externe können sich in Korruptionsangelegen-
heiten derzeit auch an die Behörde oder direkt an die 
Behördenleitung wenden.

Das grundsätzliche Verbot der Annahme von Beloh-
nungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen ist für 
Beamtinnen und Beamte in § 42 Beamtenstatusgesetz 
und in § 84 des Hessischen Beamtengesetzes gere-
gelt. Eine entsprechende Verbotsregelung findet sich 
für die Tarifbeschäftigten in § 3 Abs.3 des Tarifvertrags 
für den öffentlichen Dienst des Landes Hessen (TV-
H). Die landesrechtlichen Regelungen werden in den 
„Verwaltungsvorschriften zur Korruptionsbekämpfung 
in der Landesverwaltung“ vom 18.06.2012 erläutert.
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Für den Bereich der Kommunen, Kommunalverbände 
und Eigenbetriebe hat das Hessische Innenministeri-
um am 15.12.2008 eine Empfehlung zur „Korruptions-
vermeidung in hessischen Kommunalverwaltungen“ 
erlassen. Die hessischen Hochschulen wurden gemäß 
den Bestimmungen der Hochschulfinanzverordnung 
zur Einrichtung von Innenrevisionen verpflichtet, an die 
sich Mitarbeitende bei Verdacht auf Korruption wen-
den können. Die gleiche Funktion übernimmt für das 
hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
sowie dessen nachgeordnete Dienststellen das Revi-
sionsreferat des Ministeriums. Für den Ressortbereich 
des Hessischen Kultusministeriums ist die Errichtung 
einer verwaltungsrechtlichen Anzeigepflicht geplant.
In den SAP-Systemen des Landes existieren in-
terne Kontrollmechanismen dergestalt, dass das 
Vier-Augen-Prinzip technisch im Rahmen der 
Belegerfassung/-freigabe umgesetzt wird. Innerhalb 
der SAP-Systeme werden dolose Handlungen erfasst 
und der beim HmdF angesiedelten Koordinierungs-
stelle zur Vermeidung doloser Handlungen gemeldet.

8.7	 Korruptionsregister
Mit dem Gem. Runderlass zum Ausschluss von Be-
werbern und Bietern wegen schwerer Verfehlungen, 
die ihre Zuverlässigkeit in Frage stellen“ (Fassung vom 
13.12.2010) ist es seit 1997 möglich, vergaberechtlich 
unzuverlässige Unternehmen von der Auftragsvergabe 
auszuschließen. Auf Grundlage dieses Erlass wurde bei 
der Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt am Main eine 
zentrale Melde- und Informationsstelle (MIS) eingerich-
tet. In Hessen müssen öffentliche Auftraggeber ab ei-
ner bestimmten Auftragssumme bei der MIS anfragen, 
ob ein Ausschluss des Bewerbers vorliegt. Die ent-

sprechende Vergabestelle prüft und entscheidet eigen-
verantwortlich, ob sie einen bestehenden Ausschluss 
übernimmt. Die Vergabestellen müssen im Gegenzug 
eigene Sperren an die MIS melden. Das Referat Kor-
ruptionsbekämpfung der OFD Frankfurt am Main führt, 
koordiniert durch die Kommission für Vergabesperren 
beim HmdF, zentral für die vier zentralen Beschaffungs-
stellen im Geschäftsbereich des HmdF die Sperrver-
fahren gegen unzuverlässige Firmen durch. Zwischen 
den Korruptionsabteilungen der Schwerpunktstaats-
anwaltschaft und den Verantwortlichen der MIS finden 
regelmäßige Konsultationstreffen statt.

8.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Entsprechend der Entwicklung im betreffenden Delikt-
bereich sind in den letzten Jahren im justiziellen Sektor 
erhebliche zusätzliche personelle und sachliche Res-
sourcen für die zentralisierte Bekämpfung internatio-
naler Bestechungsfälle sowie der Bestechung im ge
schäftlichen Verkehr und der Submissionsdelikte ge-
schaffen worden. Durch intensivierte Konsultationen 
soll zugleich ein verstärkter Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Verantwortlichen präventiver und repressi-
ver Korruptionsbekämpfung erreicht werden. Beson-
deres Augenmerk gilt auch dem Wachstumsbereich 
der Korruption im Gesundheitswesen. Die Zentralstelle 
für die Bekämpfung von Vermögens- und Korruptions-
straftaten im Gesundheitswesen (ZBVKG) der GenS-
tA Frankfurt am Main führt nicht nur landesweit alle 
in diesem Bereich anfallenden Ermittlungsverfahren, 
sondern legt auch besonderes Augenmerk auf Beträ-
ge zur Prävention, insbesondere im Erfahrungs- und 
Meinungsaustausch mit Wissenschaft und Praxis.
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9.1	 Hinweisgeber
Keine Angaben.

9.2	 Polizei
Die Bearbeitung erfolgt im Rahmen der Zuständigkeit 
für Wirtschaftskriminalität durch das Landeskriminal-
amt und die Kriminalpolizeiinspektionen. Zentrale Er-
mittlungsstellen oder Sachgebiete für Korruption gibt 
es nicht. Im Jahr 2011 wurden sechs Ermittlungsver-
fahren geführt (2010: 14).

9.3	 Staatsanwaltschaften
Es gibt keine Schwerpunktstaatsanwaltschaft für Kor-
ruptionsdelikte. Seit 1996 sind bei den Staatsanwalt-
schaften Sonderdezernate für Korruptionsdelikte ein-
gerichtet. Sofern Korruptionsdelikte mit Wirtschafts-
strafsachen zusammenfallen, werden sie von den 
jeweiligen Wirtschaftsabteilungen der Staatsanwalt-
schaften bearbeitet.

9.4	 Koordinierungsgruppen
Keine Angaben.

9.5	 Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Des Weiteren wurde mit Datum vom 16.03.2010 eine 
Richtlinie für das Verfahren bei Beschaffungen heraus-
gegeben, nach der Beschaffungen ab einem Betrag 
von 2.000 Euro durch die zentrale Beschaffungsstelle 
von Mecklenburg-Vorpommern zu realisieren sind.

9.6	 Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Die Landesregierung hat einen „Antikorruptions-Ver-
haltenskodex“ für die Mitarbeitenden der Landesver-
waltung herausgegeben. Am 12.09.2005 trat die Ver-
waltungsvorschrift zur Bekämpfung von Korruption in 
der Landesverwaltung (VV-Kor) in Kraft.

9.7	 Korruptionsregister
Keine Angaben.

9.8	 Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Wegen der geringen Fallzahl sah das Innenministerium 
bisher keinen Bedarf an einer zentralen Bearbeitung 
von Korruption.

9Mecklenburg-Vorpommern
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10.1	Hinweisgeber
Das Landeskriminalamt Niedersachsen nutzt seit dem 
30.10.2003 ein internetbasiertes Hinweisgebersystem 
zur Aufnahme von anonymen Hinweisen zu Korrup
tion und Wirtschaftskriminalität (BKMS-System). Hin-
weisgeber haben hiermit die Möglichkeit, im Schutz 
der Anonymität entsprechende Sachverhalte dem 
Landeskriminalamt zu übermitteln und über einen vir-
tuellen Postkasten auch völlig anonym mit dem poli-
zeilichen Sachbearbeiter zu kommunizieren, das heißt 
auch weitergehende Fragen zum Sachverhalt zu be-
antworten. Erreichbar ist das System über (www.lka.
niedersachsen.de).

Seit Einführung des anonymen Hinweisgebersystems 
zum 01.03.2012 erfolgten annähernd 85.000 Zugrif-
fe auf die Internetseite des Systems. Insgesamt sind 
2.516 Meldungen eingegangen, aus denen 784 neue 
justizielle Ermittlungsverfahren hervorgingen. 122 Mel-
dungen bezogen sich auf bereits laufende Ermittlungs-
verfahren. Die Verurteilungsquote der neu eingeleite-
ten Verfahren liegt bei sechs Prozent, die Quote der 
Verfahrenseinstellungen gegen Auflage (§153a StPO) 
bei vier Prozent. 69 justizielle Verfahren sind noch nicht 
abgeschlossen, wobei in sieben Fällen bereits Anklage 
erhoben wurde.

10.2	Polizei
Seit 01.12.2004 bestehen sechs Polizeidirektionen mit 
je einer Zentralen Kriminalinspektion (ZKI), die für die 
Bekämpfung der strukturellen Korruption zuständig 
sind. Auch im LKA wurde ein eigenständiges Dezernat 
37 („Zentralstelle Korruption / Interne Ermittlungen“) 
zum 01.01.2006 eingerichtet. Die Zentralstelle besteht 
aus zwei Sachgebieten: „Analyse“ (operative und stra-
tegische Auswertung, Buchprüfung, gemeinsames 
Lagebild Polizei /Justiz) und „Ermittlungen“. Letzterer 
Bereich besteht aus drei Ermittlungsgruppen, die in 
schwierigen, besonderen und komplexen Einzelfällen 
oder in Verfahren nach dem internationalen Beste-
chungsgesetz (IntBestG) ermitteln. Fortbildungen zur 
Korruptionsverfolgung werden von der Polizeiakade-
mie Niedersachsen angeboten.

Zum 01.12.2005 hat das Landeskriminalamt eine 
„Richtlinie zur Intensivierung der Verfolgung der Kor-
ruptionsdelinquenz“ herausgegeben, mit deren Maß-
nahmen unter anderem das vermutete große Dunkel-
feld ausgeleuchtet werden soll. Die Richtlinie wurde 
zum 01.01.2012 überarbeitet und insbesondere im 
Clearingprozess im Bezug auf die Verfahrensweise im 
Clearingprozess und im Bereich der elektronischen 
Verfahrenserfassung aktualisiert. 

Im Jahr 2010 wurden in Niedersachsen 293 Korrup-
tionsverfahren (davon 255 strukturell) gegen 236 Be-
schuldigte geführt. In 2009 waren es 352 Verfahren 
(strukturell 258) gegen 317 Beschuldigte.

10.3	Staatsanwaltschaften
Im Jahre 2007 wurde das flächendeckende Netz an 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften Korruption ver-
vollständigt. Diese Staatsanwaltschaften mit Sitz in 
Braunschweig, Hannover, Osnabrück und Verden sind 
jeweils für mehrere Landgerichtsbezirke zuständig 
und werden von der Zentralen Stelle Organisierte Kri-
minalität und Korruption (ZOK) bei der Generalstaats-
anwaltschaft Celle koordiniert und beraten. Um den 
Staatsanwälten auch die regionale Netzwerkbildung 
zu ermöglichen, wurde im Flächenland Niedersachsen 
bewusst auf die Errichtung einer landesweiten Zentral-
stelle verzichtet. Die Zentralstellen sind mit bis zu vier 
Staatsanwälten und zusätzlichen Wirtschaftsreferen-
ten und Servicepersonal ausgestattet. 

10.4	Koordinierungsgruppen
Bei der Generalstaatsanwaltschaft Celle besteht 
schon seit dem 01.03.1996 eine Zentrale Stelle „Or-
ganisierte Kriminalität und Korruption“ (ZOK, derzeit 
sechs Dezernenten und drei Servicekräfte). Die ZOK 
führt keine eigenen Ermittlungen durch. Die Aufgaben 
der ZOK sind: Beratung in Zuständigkeitsfragen un-
terschiedlicher Behörden, Koordination der Staatsan-
waltschaften im Land und mit Zentralstellen anderer 
Bundesländer, sowie die Organisation und Durchfüh-
rung von Fortbildungen. Da die ZOK zugleich als Kon-
taktstelle des Europäischen Justiziellen Netzwerkes 

10 Niedersachsen

http://www.lka.nieder/
http://www.lka.nieder/
http://www.lka.niedersachsen.de/
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fungiert, kann sie bei grenzüberschreitenden Ermitt-
lungen zudem effektiv unterstützen. Einmal im Jahr 
organisiert die ZOK eine Arbeitstagung zum Thema 
Korruption, bei der die Strafverfolgungsbehörden ak-
tuelle Informationen austauschen können. Neben der 
Veranstaltung der Arbeitstagung verfasst die ZOK in 
Zusammenarbeit mit dem Niedersächsischen Lan-
deskriminalamt jährlich ein Lagebild „Korruptionsde-
linquenz in Niedersachsen“.

10.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

10.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

2002 wurde vom Interministeriellen Arbeitskreis Kor-
ruptionsbekämpfung (IMA-Kor) die „Ansprechstelle 
Korruptionsbekämpfung“ eingerichtet, die beim Innen-
ministerium angesiedelt ist. Hier können Beschäftigte 
der Landesverwaltung oder Bürgerinnen und Bürger 
per E-Mail, Fax oder Telefon Hinweise auf Korruption 
in der Landesverwaltung anzeigen. Im Jahr 2008 hat 
die Landesregierung eine „Richtlinie zur Korruptions-
prävention und Korruptionsbekämpfung in der Lan-

desverwaltung“ (Antikorruptionsrichtlinie) beschlos-
sen. Die Verwaltungsvorschrift zur Bekämpfung der 
Korruption wurde dadurch abgelöst. Im Jahr 2009 hat 
das Innenministerium die Vorschriften über das Verbot 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken neu 
gefasst. 

10.7	Korruptionsregister
Am 01.12.2000 wurde ein Korruptionsregister einge-
führt (Runderlass „Ausschluss von unzuverlässigen 
Bewerbern von der Teilnahme am Wettbewerb“). Das 
Register wurde damit für Dienststellen der Landesbe-
hörden eingerichtet. Den Kommunen wird empfohlen, 
ebenso zu verfahren. Das Korruptionsregister wurde 
kaum genutzt und lief Ende 2008 aus. Eine Nachfol-
geregelung ist politisch nicht in Sicht, da hier auf eine 
bundeseinheitliche Regelung gebaut wird.

10.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

-- Zentralisierung zur Wissensbündelung bei der Straf-
verfolgung

-- Korruptionsbeauftragte in allen Behörden
-- Gefährdungsatlanten in der Verwaltung
-- Verhaltenskodex in der Antikorruptionsrichtlinie
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11.1	Hinweisgeber
Für Hinweise von Bürgerinnen und Bürgern sowie für 
deren Beratung hat das Landeskriminalamt Nord-
rhein-Westfalen ein Bürgertelefon mit der Rufnummer 
0800/567-78 78 (0800-korrupt) eingerichtet, über das 
bislang mehr als 1.600 Hinweise eingegangen sind, 
auf deren Grundlage über 350 Strafverfahren einge-
leitet wurden. Das Dezernat 15 des Landeskriminal-
amtes (siehe unten) betreibt darüber hinaus auch eine 
Bürgeranlaufstelle, eine webbasierte Möglichkeit zur 
Hinweisabgabe ist in Vorbereitung. Daneben bietet 
das Ministerium für Inneres und Kommunales eine 
Hotline für Hinweisgeber an (0211/871-1440), auf der 
Hinweise auch anonym gegeben werden können.

11.2	Polizei
Im Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen besteht 
seit 01.04.2004 in der Abteilung 1 ein „Fachdezer-
nat  15: Korruptions- und Umweltkriminalität“ mit 26 
Planstellen (darunter zwei für wirtschaftswissen-
schaftliches Fachpersonal). Zu den Aufgaben des De-
zernats gehören: Ermittlungen bei überörtlicher struk-
tureller Korruption, Hinweisaufnahme, Aufbereitung 
von Verdachtslagen, Entwicklung neuer strategischer 
Ansätze. 

Das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen gibt au-
ßerdem jährlich ein Lagebild Korruption heraus. Er-
kenntnisse aus den landesweiten Ermittlungsverfahren 
werden ausgewertet und analysiert. Sie fließen in die 
Präventionsarbeit des Landeskriminalamtes Nord-
rhein-Westfalen ein.

Außer vom Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen 
werden Korruptionsverfahren durch speziell fortgebil-
detes Personal (Wirtschaftskriminalisten) bei den 16 
Kriminalhauptstellen bearbeitet. Das Planstellenpo-
tenzial für diesen Bereich wurde Anfang 2001 um 40 
auf 263 erweitert. Herausragende Einzelfälle werden 
durch speziell zusammengestellte Ermittlungskommis-
sionen bearbeitet. Die Kreispolizeibehörden Bochum 
und Köln haben Kriminalkommissariate gebildet, die 
schwerpunktmäßig Korruptionsverfahren bearbeiten. 
Daneben sind besonders geschulte Expertinnen und 

Experten mit der Gewinnabschöpfung aus Korrupti-
onsdelikten betraut.

11.3	Staatsanwaltschaften
Seit dem 01.01.1999 existieren vier Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften für die Bearbeitung von Korrup-
tionssachen bei den Staatsanwaltschaften Bielefeld 
und Bochum (für den OLG-Bezirk Hamm), Köln (für 
den Bezirk Köln) und Wuppertal (für den Bezirk Düs-
seldorf). Diese decken in ihren Zuständigkeiten das 
gesamte Bundesland ab. 

Die Personalausstattung sieht folgendermaßen aus 
(Durchschnittswerte, die je nach Verfahren variieren 
können): 
-- Bielefeld: drei Stellen
-- Bochum: 24 Stellen sowie sechs Wirtschaftsrefe-

renteninnen und Wirtschaftsreferenten, einen IT-
Betreuer beziehungsweise eine IT-Betreuerin und 
sieben Buchhalterinnen und Buchhalter (jedoch für 
die gesamte Schwerpunktabteilung „Wirtschaftskri-
minalität und Korruption“)

-- Köln: 13 Stellen und vier Wirtschaftsreferenteninnen 
und Wirtschaftsreferenten

-- Wuppertal: acht Stellen und einen Wirtschaftsrefe-
renten, beziehungsweise eine Wirtschaftsreferentin

Neben den Schwerpunktstaatsanwaltschaften für 
Korruption, deren personelle Ausstattung im Bedarfs-
fall an die Erfordernisse der zu bearbeitenden umfang-
reichen und schwierigen Verfahren angepasst wird, ist 
bei jeder Staatsanwaltschaft des Landes mindestens 
einen Sonderdezernenten beziehungsweise eine Son-
derdezernentin mit der Bearbeitung von Korruptions-
verfahren befasst.

11.4	Koordinierungsgruppen
Unter der Federführung des Landeskriminalamt Nord-
rhein-Westfalen hat sich 2004 ein interdisziplinärer 
Arbeitskreis „Korruptions- und Umweltkriminalität“ 
konstituiert, der halbjährlich zusammentritt und an 
dessen Sitzungen Vertreterinnen und Vertreter meh-
rerer Ministerien, des Landesrechnungshofes und der 
Gemeindeprüfungsanstalt sowie von Generalstaats-

11 Nordrhein-Westfalen
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anwaltschaften und Oberfinanzdirektionen teilneh-
men. Wesentliches Ziel des Arbeitskreises ist die Fort-
entwicklung eines wirksamen ressortübergreifenden 
Netzwerkes zur Optimierung der Korruptionsbekämp-
fung sowohl auf Führungs- als auch auf Ausführungs-
ebene.

11.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Es erfolgt eine enge interdisziplinäre Zusammenarbeit 
mit den Finanzbehörden in Nordrhein-Westfalen; Be-
amte der Steuerfahndung sind fest zum Dezernat 15 
des Landeskriminalamtes abgeordnet.

11.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Seit dem 12.04.1999 existiert ein Runderlass der Lan-
desregierung zur „Verhütung und Bekämpfung von 
Korruption in der öffentlichen Verwaltung“, der mit dem 
in Kraft treten des Gesetzes zur Verbesserung der Kor-
ruptionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung 
eines Vergaberegisters (März 2005) aktualisiert wurde. 
Das Gesetz beinhaltet Anzeige- und Transparenzre-
gelungen, sowie die verpflichtende Anwendung von 
korruptionspräventiven Maßnahmen in den Behörden 
und Einrichtungen des Landes und durch Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie durch die der Landes-
aufsicht unterliegenden Körperschaften, Stiftungen 
und Anstalten des öffentlichen Rechts. Die Landesre-
gierung hat dem Landtag einen Bericht zur Evaluation 
des Korruptionsbekämpfungsgesetzes vorgelegt. Die 

Erkenntnisse zum aufgezeigten Handlungsbedarf flie-
ßen in die Arbeiten zur Novellierung des Korruptions-
bekämpfungsgesetzes ein.

Außerdem bestehen zwei ressortübergreifende Ar-
beitsgemeinschaften zur Korruptionsprävention, die in 
der Regel jährlich zusammentreten. Die Annahme von 
Belohnungen und Geschenken ist durch § 59 Landes-
beamtengesetz Nordrhein-Westfalen und ergänzende 
Verwaltungsvorschriften geregelt. Die Aufklärungsar-
beit und Sensibilisierung zum Thema Korruption im 
Bereich der Landesverwaltung wird mittels Print- und 
elektronischer Medien flächendeckend weiterentwi-
ckelt.

11.7	Korruptionsregister
Durch das Gesetz zur Verbesserung der Korruptions-
bekämpfung und zur Errichtung und Führung eines 
Vergaberegisters (siehe oben) wurde ein nichtöffent-
liches Register geschaffen, in dem unter anderem 
korrupte Firmen gespeichert werden. Zugriff haben öf-
fentliche Auftraggeber (auch kommunale) und Staats-
anwaltschaften. Das beim Finanzministerium geführte 
Register bearbeitet täglich bis zu 200 Anfragen.

11.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Das Themengebiet Korruptionsprävention wird als fes-
ter Bestandteil in Aus- und Fortbildung von Führungs-
kräften und Beschäftigten der Landesverwaltung wei-
ter ausgebaut.
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12.1	Hinweisgeber
Seit Mai 2005 besteht landesweit die Stelle eines Ver-
trauensanwaltes der Landesregierung für alle unmit-
telbaren Landesbehörden. Der Vertrauensanwalt kann 
als Rechtsanwalt durch seine Verschwiegenheit die 
Vertraulichkeit von Hinweisen sicherstellen und ihnen 
nachgehen.

Bereits im September 2007 hat das Landeskriminalamt 
im Dezernat 41 (Wirtschaftskriminalität – Sachgebiet 
Korruption - eine Hotline zur Korruptionsbekämpfung 
eingerichtet (Telefon: 0800/88-99-007, E-Mail: lka.sg-
korruption@polizei.rlp.de). Die Hotline nimmt Hinweise 
von Bürgerinnen und Bürgern zu Korruptionsdelikten 
und Wirtschaftsstraftaten entgegen. Meldungen, die 
nicht in den Zuständigkeitsbereich des Hinweisgebers 
fallen, werden im Einzelfall an die jeweils zuständige 
Stelle (zum Beispiel ein Polizeipräsidium) weitergelei-
tet.

12.2	Polizei
Die Polizei Rheinland-Pfalz hat bereits 2006 einen 
Schwerpunkt bei der polizeilichen Korruptionsbe-
kämpfung gesetzt. So ist beim Landeskriminalamt 
Rheinland-Pfalz seit dem 01.08.2006 im Fachdezer-
nat 41 ein Sachgebiet Korruption eingerichtet. Die-
ses Sachgebiet nimmt eine Zentralstellenfunktion für 
Rheinland-Pfalz wahr, ohne dass damit die Bearbei-
tung aller Korruptionsdelikte in Rheinland-Pfalz aus-
schließlich durch dieses Sachgebiet wahrgenommen 
wird. Das Sachgebiet ist zuständig für Grundsatz-, Be-
ratungs- und Unterstützungsangelegenheiten sowie 
für Ermittlung struktureller überregionaler Korruptions-
sachverhalte. Ein „Lagebild Korruption in Rheinland-
Pfalz“ wird jährlich erstellt. 

Die Polizeipräsidien in Rheinland-Pfalz haben ergän-
zend bei den Fachkommissariaten K14 (Wirtschafts-
kriminalität) der Kriminaldirektionen ebenfalls Sachge-
biete für Korruptionsermittlungen eingerichtet, die vor-
nehmlich strukturelle Korruptionsdelikte im regionalen 
Bereich bearbeiten. Bei den Fachkommissariaten K4 
(Vermögensdelikte) der Kriminalinspektionen wird die 
situative Korruption bearbeitet. 

Anlassbezogen werden Ermittlungsgruppen nach Be-
darf mit Fachpersonal besetzt. Eine enge Zusammen-
arbeit mit den zuständigen Stellen für Vermögensab-
schöpfung findet bereits mit Aufnahme der Ermittlun-
gen statt. 

12.3	Staatsanwaltschaften
Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Korruptionsta-
ten bestehen nicht. Korruptionsdelikte werden je nach 
Sachlage bei den Zentralstellen für Wirtschaftsstrafsa-
chen bearbeitet, die bei den Staatsanwaltschaften Ko-
blenz und Kaiserslautern eingerichtet sind. Die übrigen 
Korruptionsfälle werden von den örtlich zuständigen 
Staatsanwaltschaften bearbeitet. 

12.4	Koordinierungsgruppen
Keine Angaben.

12.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

12.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Die Verwaltungsvorschrift zur Korruptionsprävention 
in der öffentlichen Verwaltung vom 07.11.2000, zuletzt 
geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 26.10.2010, 
integriert die frühere Verwaltungsvorschrift zum Verbot 
der Annahme von Belohnungen und Geschenken. Eine 
ressortübergreifende Arbeitsgruppe tritt regelmäßig 
zusammen, um Erkenntnisse aus der Praxis zur Kor-
ruptionsprävention zu erörtern. Die Sensibilisierung für 
Korruptionsfälle erfolgt im Rahmen von Schulungen, 
Mitarbeitergesprächen und Dienstbesprechungen. In 
korruptionsanfälligen Schlüsselpositionen ist eine Ro-
tation alle vier Jahre oder eine ausgeprägte Dienstauf-
sicht vorgesehen. 

12 Rheinland-Pfalz
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12.7	Korruptionsregister
Ein Verzeichnis zuverlässiger Bewerber für die öffent-
liche Auftragsvergabe wird beim Finanzministerium für 
alle Auftragsstellen des Landes geführt, basierend auf 
der Verwaltungsvorschrift zur Korruptionsprävention. 
Die Vergabestellen sind verpflichtet, Verfehlungen von 
Auftragnehmern der Melde- und Informationsstelle 
mitzuteilen. Letztere kann Dienststellen auch zur Mel-
dung auffordern, wenn sie auf anderem Wege von 
entsprechenden Sachverhalten erfährt. Nur bei nach-
gewiesenen schweren Verfehlungen sollen Bewerber 

– im Einzelfall – vom Wettbewerb ausgeschlossen wer-
den. Dies jedoch auch nur, wenn die vorherige Verfeh-
lung die Zuverlässigkeit für den jeweils ausgeschrie-
benen Auftrag in Frage stellt. Darüber hinaus liegt die 
Entscheidung über das Vorliegen eines solchen Falles 
bei der auftragsvergebenden Dienststelle selbst.

12.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Keine Angaben.
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13.1	Hinweisgeber
Seit dem 01.02.2005 ist ein Vertrauensanwalt der Lan-
desregierung bestellt (Dr. Matthias Zieres, E-Mail: zie-
res@advocaten.de, Tel. 0681/936300).

13.2	Polizei
Seit dem 01.07.1997 ist eine für Korruption zuständige 
Dienststelle bei der saarländischen Polizei eingerich-
tet. Sie ist unmittelbar der Leitung der Direktion LPP 
2 Kriminalitätsbekämpfung/Landeskriminalamt des 
Landespolizeipräsidiums zugeordnet und mit 13 Kri-
minalbeamten besetzt.

13.3	Staatsanwaltschaften
Es gibt keine gesonderte Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft für Korruptionsdelikte. Die Bearbeitung von 
Korruptionsdelikten wird seit dem 01.01.2000 bei der 
einzigen Staatsanwaltschaft in Saarbrücken in der 
Sonderabteilung „Wirtschaftsstrafsachen, Korruption, 
OK-Verfahren, Finanzermittlung und Gewinnabschöp-
fung“ durchgeführt. In der Abteilung arbeiten ein Ober-
staatsanwalt und fünf Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte (davon zwei für Korruptionsdelikte). 

13.4	Koordinierungsgruppen
Keine Angaben.

13.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

13.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Es existiert die Richtlinie der Landesregierung zur Ver-
hütung und Bekämpfung von Korruption in der Lan-
desverwaltung vom 19.12.2000. Darin werden unter 
anderem die Annahme von Belohnungen und Ge-
schenken, die Rotation und Schulung von Mitarbei-
tenden, Nebentätigkeiten und Fragen der Dienstauf-
sicht geregelt. Der Ministerrat hat per Beschluss am 
01.02.2011 den Auftrag erteilt, ein Maßnahmenpaket 
zur Fortentwicklung der Korruptionsprävention zu er-
arbeiten. Die Ergebnisse hierzu sind noch offen.
In allen Ressorts wurden Antikorruptionsbeauftragte 
benannt. Der Antikorruptionsbeauftragte im Ministe-
rium für Inneres und Sport ist gleichzeitig Ansprech-
partner des Vertrauensanwalts der Landesregierung.

13.7	Korruptionsregister
Die Einrichtung eines Antikorruptionsregisters ist zur-
zeit nicht geplant.

13.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Die Fortentwicklung der Korruptionsbekämpfung wird 
federführend im Ministerium für Inneres und Sport in 
der Stabsstelle für Verwaltungsmodernisierung, Cont-
rolling und Korruptionsprävention (SVCKV) in Abstim-
mung mit den Ressorts bearbeitet.

13 Saarland
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14.1	Hinweisgeber
Bürgerinnen und Bürgern können sich nicht nur an 
die Bediensteten der für die Strafverfolgung von Kor-
ruptionsstraftaten zuständigen Dezernate 31 in den 
Kriminalpolizeiinspektionen der Polizeidirektionen, an 
das Dezernat 25 des Landeskriminalamt und an alle 
Staats- und Generalstaatsanwaltschaften, sondern 
auch an das seit 1998 beim Sächsischen Staatsmi-
nisterium des Innern eingerichtete Antikorruptions-
telefon wenden und Hinweise auf Korruption in der 
sächsischen Verwaltung geben. Diese telefonischen 
Meldungen werden an die zuständigen Stellen wei-
tergegeben. Außerdem nimmt jede Polizeidienststelle 
Anzeigen und Hinweise zu Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten entgegen. Dies ist ebenso über die Onli-
newache möglich. 

14.2	Polizei
In den Kriminalpolizeiinspektionen der Polizeidirektio-
nen werden Korruptionsverfahren im Kommissariat 31 
„Wirtschaft, Korruption“ bearbeitet. Darüber hinaus ist 
das Landeskriminalamt, Dezernat 25, zuständig in Fäl-
len struktureller Korruption sowie auf Zuweisung durch 
die GenStA oder auf Grund eigener Zuständigkeits-
erklärung in schweren Fällen situativer Korruption im 
Zusammenhang mit öffentlichen Aufträgen soweit das 
Verfahren gegen eine Person des öffentlichen Lebens 
gerichtet ist oder es sich um Fälle überörtlicher oder 
regional schwerer Korruptionskriminalität handelt. Da 
Zuständigkeiten für weitere Deliktsbereiche existieren, 
kann die personelle Ausstattung dieser Dienststelle 
nicht benannt werden.

Im Geschäftsbereich des Landespolizeipräsidiums 
wurde eine Stabsstelle Innenrevision eingerichtet, 
welche zugleich die Aufgaben der Korruptionsvor-
beugung wahrnimmt. Zudem ist in jeder Abteilung 3 
nachgeordneter Behörden ein Ansprechpartner für 
Anti-Korruption (AAK) benannt. 

14.3	Staatsanwaltschaften
Eine Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Verfolgung 

von Korruptionsdelikten gibt es im Freistaat Sachsen 
nicht. Seit dem 01.05.2009 wurde das Aufgabenge-
biet der integrierten Ermittlungseinheit Sachsen (INES) 
auf herausgehobene und besonders bedeutsame Er-
mittlungsverfahren aus allen Bereichen der Kriminalität 
ausgedehnt. Darunter fallen auch herausgehobene Er-
mittlungsverfahren aus dem Bereich der Korruptions-
bekämpfung. Strukturell wurde INES aus der Staats-
anwaltschaft Dresden herausgelöst und als Abteilung 
3 bei der Generalstaatsanwaltschaft Dresden angesie-
delt. Sie wird von einem Leitenden Oberstaatsanwalt 
geführt und verfügt über sieben Staatsanwälte sowie 
eine Wirtschaftsfachkraft. INES ist nach wie vor sach-
senweit tätig. Soweit es sich nicht um ein besonders 
bedeutsames oder herausgehobenes Ermittlungsver-
fahren handelt, sind die regionalen Staatsanwaltschaf-
ten zuständig. 

In den sächsischen Staatsanwaltschaften werden 
Korruptionsstraftaten auf einzelne Staatsanwälte kon-
zentriert, wobei die Zuordnung (Korruptionsstraftaten, 
Amtsdelikte, Wirtschaftsstrafsachen) nicht einheitlich 
erfolgt.

14.4	Koordinierungsgruppen
Die Integrierte Ermittlungseinheit Sachsen übernimmt 
in den von ihr geführten Verfahren die Koordinierung 
der verschiedenen Ermittlungsbehörden. Hierzu ver-
fügt sie neben dem zugeordneten Dezernat des Lan-
deskriminalamtes über integrierte Ermittler der Steu-
erfahndung, der Zollbehörden und der Bundespolizei. 
Sie ist an die Generalstaatsanwaltschaft Dresden an-
gebunden. In dieser Ermittlungseinheit sind Staatsan-
wälte und Polizeibeamte tätig, welche durch entspre-
chende Schulungen unter anderem auf die Verfolgung 
von Korruptionsstraftaten spezialisiert wurden. Ziel ist 
es, im Rahmen eines integrativen Ansatzes alle für die 
Strafverfolgung zuständigen Behörden und Fachkräfte 
unter einem Dach zusammenzuziehen.

14.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

14Sachsen
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14.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Im Bereich der Korruptionsbekämpfung kommen meh-
rere Verwaltungsvorschriften, die für alle Behörden und 
Einrichtungen des Freistaates Sachsen gelten zur An-
wendung, so zum Beispiel die Verwaltungsvorschrift 
„Korruptionsvorbeugung“ sowie die Verwaltungsvor-
schrift „Belohnungen, Geschenke und sonstige Vor-
teile“. Daneben gibt es einen „Verhaltenskodex gegen 
Korruption für die Behörden des Freistaates Sach-
sen“ sowie einen „Leitfaden für den Ansprechpartner 
für  Anti-Korruption und sonstige Auslegungshinweise“. 

Die Verwaltungsvorschrift „Korruptionsvorbeugung“ 
vom 21.05.2002 sieht zunächst die Feststellung der 
korruptionsgefährdeten Bereiche in den Behörden und 
Einrichtungen des Freistaates Sachsen vor und knüpft 
hieran verschiedene Maßnahmen (überwiegend als 
Kann- oder Soll-Bestimmung). Dazu gehören eine in-
tensive Dienst- und Fachaufsicht sowie die Wahrneh-
mung von Informations- und Beteiligungsrechten durch 
Vorgesetzte, die Anwendung des Vier-Augen-Prinzips, 
regelmäßige und stichprobenartige Vorgangskontrol-
len, regelmäßiger Hinweis in Dienstbesprechungen und 
Mitarbeitergesprächen auf die Korruptionsgefahr und 
typische Erscheinungsformen der Korruption, Aus- und 
Fortbildung zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden, 
Begrenzung der Verwendungszeiten für die Dienst-
posten mit besonderer Korruptionsgefahr, Regelungen 
für den Bereich der Vergabeverfahren (Muss- Bestim-
mungen), Regelungen betreffend das Verhalten bei 
Auftreten eines Korruptionsverdachtes (Muss-Bestim-
mung). Außerdem enthält die Verwaltungsvorschrift 
„Korruptionsvorbeugung“ Regelungen zur Einrichtung 
eines Ansprechpartners für Anti-Korruption sowie zur 
Einrichtung von Organisationseinheiten, die mit Auf-
gaben der Korruptionsvorbeugung befristet oder auf 
Dauer betraut werden können, zum Beispiel Innenre-
visionen. Eine Überarbeitung der Verwaltungsvorschrift 
„Korruptionsvorbeugung“ erfolgt zurzeit mit dem Ziel, 
die Durchführung korruptionspräventiver Maßnahmen 
künftig besser gewährleisten zu können.

Die Verwaltungsvorschrift „Belohnungen, Geschenke 
und sonstige Vorteile“ vom 12.10.2011 stellt eine Kon-
kretisierung des § 42 BeamtStG dar und schreibt vor, 

dass grundsätzlich Vorteile seitens der Bediensteten 
nicht angenommen werden dürfen, Ausnahmen hier-
von der Zustimmung bedürfen und diese Zustimmung 
versagt werden muss, wenn mit der Gewährung des 
Vorteils erkennbar eine Beeinflussung des amtlichen 
Handelns beabsichtigt ist oder in dieser Hinsicht Zwei-
fel bestehen, die Gefahr besteht, dass durch die An-
nahme die objektive Amtsführung des öffentlich Be-
diensteten beeinträchtigt ist oder bei Dritten der Ein-
druck seiner Befangenheit oder Käuflichkeit erweckt 
werden kann. In bestimmten Fällen kann von einer 
allgemein erteilten Zustimmung ausgegangen werden, 
was zum Beispiel bei der Annahme geringwertiger 
Aufmerksamkeiten der Fall ist. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn sich bei demjenigen, der einen Vorteil annehmen 
möchte, um einen Bediensteten handelt, der eine kor-
ruptionsgefährdete Aufgabe wahrzunehmen hat.

Im Verhaltenskodex gegen Korruption für die Behör-
den des Freistaates Sachsen werden die Bediensteten 
Handlungsanweisungen gegeben, um sie in die Lage 
zu versetzen, Korruptionssituationen vorzubeugen, 
beziehungsweise sie zu erkennen und hierauf richtig 
zu reagieren. Es werden unter anderem Anzeichen 
und Warnsignale für Korruption beschrieben.

Der „Leitfaden für den Ansprechpartner für Anti-Kor-
ruption“ beschreibt Stellung und Aufgaben der in den 
Behörden des Freistaates Sachsen eingesetzten An-
sprechpartner für Anti-Korruption (AAK) und erläutert 
zur Abgrenzung der Tätigkeiten der AAK die anderen 
sich aus der Verwaltungsvorschrift „Korruptionsvor-
beugung“ ergebenden Aufgaben und angeordnete 
Zuständigkeiten. An den AAK können sich Bediens-
tete, die einen Korruptionsverdacht haben oder selbst 
in eine Korruptionssituation geraten sind, ohne Einhal-
tung des Dienstweges wenden.

14.7	Korruptionsregister
Der Freistaat Sachsen hat bislang von der Schaffung 
landesrechtlicher Regelungen abgesehen, weil ein 
effektiver Ausschluss unzuverlässiger Bieter nur bei 
einer länderübergreifenden Registrierung und Abfra-
ge gelingen kann und damit eine bundeseinheitliche 
Lösung anzustreben ist. 
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14.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Die in den oben genannten und weiteren Verwal-
tungsvorschriften (wie zum Beispiel Verwaltungsvor-
schrift „Sponsoring“) enthaltenen Regelungen sind 
Teil des Korruptionsbekämpfungskonzeptes, welches 

für die gesamte Verwaltung des Freistaates Sachsen 
gilt. Es umfasst auch Aussagen zur Prävention, zum 
Whistleblowing und zur Strafverfolgung. Die integrier-
te Ermittlungseinheit Sachsen (INES) bei der General-
staatsanwaltschaft Dresden fungiert auf dem Gebiet 
der Korruptionsbekämpfung als Zentralstelle.
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15.1	Hinweisgeber
Siehe Verwaltung.

15.2	Polizei
Die Bearbeitung von Korruptionsdelikten erfolgt grund-
sätzlich in den Fachkommissariaten 5 (Wirtschafts- 
und Umweltkriminalität) der Polizeidirektionen sowie 
im Landeskriminalamt. In diesen Bereichen werden 
insgesamt 90 Mitarbeitende eingesetzt. Im Bedarfsfall 
werden anlassbezogen Ermittlungsgruppen gebildet. 
Das Landeskriminalamt erstellt jährlich einen Lagebe-
richt Korruption. 

15.3	Staatsanwaltschaften (2009)
Es gibt keine zentrale Staatsanwaltschaft für Korrupti-
onsdelikte. Die Verfolgung dieser Delikte wird von den 
örtlich zuständigen Staatsanwaltschaften und bei den 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Wirtschaftskri-
minalität in Halle und Magdeburg vorgenommen. 

15.4	Koordinierungsgruppen
Keine Angaben.

15.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

15.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Mehrmals jährlich tagt ein Interministerieller Arbeits-
kreis gegen Korruption (IMA-K), an dem die obersten 

Landesbehörden beteiligt sind, zu den Themen Kor-
ruptionsprävention und -bekämpfung. In allen Behör-
den und Einrichtungen wurden für Beschäftigte sowie 
Bürgerinnen und Bürger Ansprechpartner „Anti-Kor-
ruption“ benannt. Die Zentrale Stelle für Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Korruption in der Landesverwal-
tung, angesiedelt beim Ministerium für Inneres und 
Sport, nimmt Hinweise auf Korruption per Telefon oder 
E-Mail entgegen: Tel. 0391/5075-577 oder 0391/5075- 
578, E-Mail: antikorruption@mi.sachsen-anhalt.de.

Ein Gemeinsamer Runderlass des Innenministeriums 
vom 22.02.2010 regelt die Annahme von Belohnun-
gen und Geschenken. Ein weiterer Gemeinsamer 
Runderlass vom 30.06.2010 zur Vermeidung und 
Bekämpfung von Korruption, schreibt obligatorische 
Maßnahmen für alle Dienststellen vor. Die überar-
beitete Fassung der Verwaltungsvorschrift trat am 
27.05.2008 in Kraft. In dieser Verwaltungsvorschrift ist 
unter anderem die Anzeigepflicht für Bedienstete der 
öffentlichen Verwaltung in konkreten Verdachtsfällen 
vorgeschrieben. Die Verwaltungsvorschrift gilt für die 
gesamte unmittelbare Verwaltung des Landes und 
für die Betriebe nach der Landeshaushaltsordnung. 
Beschäftigte, die in besonders korruptionsgefährde-
ten Bereichen tätig sind, erhalten gegen Empfangs-
bekenntnis Abdrucke ausgewählter Vorschriften und 
Beschlüsse des Landes ausgehändigt. Für Behörden-
mitarbeiter werden Seminare zur Korruptionspräven
tion angeboten.

15.7	Korruptionsregister
Keine Angaben. 

15.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Keine Angaben.

15 Sachsen-Anhalt

https://service.gmx.net/de/cgi/g.fcgi/mail/new?CUSTOMERNO=37149490&t=de746820209.1345659736.bbf91027&to=antikorruption@mi.sachsen-anhalt.de
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16.1	Hinweisgeber
Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat zum 
01.08.2007 eine Kontaktstelle zur Bekämpfung der 
Korruption (KBK-SH) eingerichtet und nach einer zwei-
jährigen Pilotphase als dauerhafte Einrichtung fortge-
führt. Die KBK-SH wurde als Anlaufstelle für Hinweis-
geber geschaffen und ist eine außerhalb der Verwal-
tung stehende Einrichtung. 

Zur Wahrnehmung der Aufgaben wurde ein Antikor-
ruptionsbeauftragter für das Land Schleswig-Holstein 
bestellt. Der Antikorruptionsbeauftragte wird ehren-
amtlich tätig und agiert als unabhängiger Kommunika-
tionsmittler zwischen Hinweisgebern, Verwaltung und 
Strafverfolgungsbehörden. Er nimmt vertraulich, auch 
anonym, Hinweise entgegen; dabei ist der Antikorrup-
tionsbeauftragte zu uneingeschränkter Diskretion und 
zum umfassenden Schutz der Identität der Hinweis-
geber verpflichtet. Hinweise, die nicht im Zuständig-
keitsbereich der KBK-SH liegen, werden an die jeweils 
zuständige Stelle weitergeleitet. Der Antikorruptions-
beauftragte ist telefonisch unter 04524/7009373, per 
E-Mail (antikorruption.sh@t-online.de) oder auf dem 
Postweg (Postfach 2102, 23685 Pansdorf) erreich-
bar. Ausführliche Informationen sind auf der Internet-
seite der Landesregierung Schleswig-Holstein (www.
schleswig-holstein.de) unter (> Service, > Beauftragte, 
> der Anti-Korruptionsbeauftragte) abrufbar.

16.2	Polizei
Siehe Koordinierungsgruppen. 

16.3	Staatsanwaltschaften
Bei den vier örtlichen Staatsanwaltschaften des Lan-
des gibt es in Kiel und Lübeck Schwerpunktstaatsan-
waltschaften für Wirtschaftsstrafsachen. Fälle struktu-
reller Korruption werden ausschließlich der Staatsan-
waltschaft Kiel zugewiesen. 

Darüber hinaus besteht seit dem 10.09.1996 eine 
„Zentrale Stelle Korruption“ beim Generalstaatsanwalt 
in Schleswig. Dort werden Erkenntnisse aus einschlä-

gigen Verfahren gesammelt und Strafverfolgungs- und 
Verwaltungsbehörden bei der Korruptionsbekämp-
fung beraten sowie Fortbildungen – nicht jedoch eige-
ne Ermittlungen – durchgeführt. 

16.4	Koordinierungsgruppen
Zum 01.06.1999 wurde eine „Gemeinsame Ermitt-
lungsgruppe Korruption“ von Staatsanwaltschaft und 
Polizei eingerichtet. Ihre Zuständigkeit erstreckt sich 
seit dem 01.08.2002 auf ganz Schleswig-Holstein 
(zuvor nur für die Staatsanwaltschaft Kiel). Die Ermitt-
lungseinheit bekämpft das Deliktfeld der strukturellen 
Korruption und steht in der Verantwortung von Lan-
deskriminalamt und Staatsanwaltschaft Kiel. 

Die vereinbarte Personalstärke in der Ermittlungs-
gruppe beträgt auf Seiten der Staatsanwaltschaft 
ein Oberstaatsanwalt, 8,5 Staatsanwälte und zwei 
Rechtspfleger, zusätzlich sind ein Bauingenieur und 
eine Buchhalterin dauerhaft eingebunden. Auf Seiten 
des Landeskriminalamtes beträgt die Personalstärke 
einen Sachgebietsleiter, 22 Sachbearbeiter (davon 
acht Wirtschaftskriminalisten), eine Fachkraft aus dem 
Rechnungsprüfungswesen und drei Buchhalter.

16.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Die Zusammenarbeit und Mitteilungspflichten sind 
im Erlass zur Zusammenarbeit zwischen den Verwal-
tungs- und Strafverfolgungsbehörden vom 10.09.1996 
geregelt. Weitere landesspezifische Regelungen für 
die Finanzverwaltung liegen nicht vor. Auf die bun-
desrechtlichen Regelungen zu Unterrichtungs- und 
Meldepflichten wird verwiesen. Die Regelungen gel-
ten ebenso für die Steuerfahndungsbeamten und 
Betriebsprüfer. Die Betriebsprüfer sind gehalten, in 
sämtlichen Fällen mit strafrechtlichen Anhaltspunkten 
mit der örtlich zuständigen Bußgeld- und Strafsachen-
stelle beziehungsweise der Steuerfahndungsstelle 
Kontakt aufzunehmen.

16Schleswig-Holstein
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16.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Am 01.10.2003 ist die Richtlinie „Korruptionspräventi-
on und Korruptionsbekämpfung in der Landesverwal-
tung Schleswig-Holstein“ in Kraft getreten. Die 2008 
novellierte Richtlinie befasst sich unter anderem mit 
den Themen Personal, Aus- und Fortbildung, Füh-
rungsverantwortung, Dienst- und Fachaufsicht und In-
nenrevision. Indikatoren für einen Korruptionsverdacht 
werden unter Anzeichen für Korruption genannt. Ein 
Verhaltenskodex ist vorhanden. Der Runderlass des 
Finanzministeriums vom 06.04.2010 und die Erläute-
rungen und Ausführungsbestimmungen regeln das 
„Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken 
und sonstigen Vorteilen durch die Mitarbeitenden des 
Landes Schleswig-Holstein“. 

In den Ressorts sind „Ansprechstellen Korruption“ zur 
Betreuung und Beratung von Mitarbeitenden einge-
richtet. Zwischen den Ansprechstellen und der Zentra-
len Stelle Korruption beim Generalstaatsanwalt findet 
ein jährlicher Erfahrungsaustausch statt.

Das Beschaffungswesen der Landesverwaltung wird 
seit dem 01.07.2000 durch die zentrale Beschaffungs-
stelle des Gebäudemanagements Schleswig-Holstein 
(GMSH) unterstützt. Geregelt wird das Verfahren in der 
Landesbeschaffungsordnung Schleswig-Holstein vom 
12.10.2011. Die Landesbeschaffungsordnung enthält 
auch Regelungen zur Korruptionsprävention der Be-
schaffungsstellen. 

16.7	Korruptionsregister
In Schleswig-Holstein besteht kein Korruptionsregis-
ter. Die Richtlinie zur Korruptionsprävention und -be-
kämpfung (siehe oben) enthält eine Regelung zur Ein-
führung einer „Vergabedatei“. 

16.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Keine Angaben.
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17.1	Hinweisgeber
In den obersten Landesbehörden wurden Antikor-
ruptionsbeauftragte bestellt. Sie sind bei Korruptions-
verdacht Ansprechpartner und Vertrauenspersonen 
sowohl für Beschäftigte als auch für Bürgerinnen und 
Bürger. Weiterhin wurde eine Leitstelle Innenrevision 
der Landesregierung als Organisationseinheit beim 
Thüringer Innenministerium angesiedelt. Sie ist die 
zentrale Meldestelle, soweit ein Verdacht der Korrup-
tion im Bereich der öffentlichen Verwaltung besteht. 
Es können sich sowohl Bedienstete des öffentlichen 
Dienstes als auch Bürgerinnen und Bürger an die Leit-
stelle wenden. Die Leitstelle Innenrevision kann wie 
folgt erreicht werden:
	 Thüringer Innenministerium
	 Steigerstraße 24, 99096 Erfurt
	 Hotline: 0361 / 37 93499 oder 
	 E-Mail: korruptionsbekaempfung@tim.thueringen.de

17.2	Polizei
Die Bekämpfung der Korruptionskriminalität wird 
schwerpunktmäßig durch das Landeskriminalamt 
wahrgenommen. Hierzu besteht im Dezernat Wirt-
schaftskriminalität eine Ermittlungsgruppe Korrupti-
on mit einer Personalstärke von 1/12 Ermittlungsbe-
amten, die bei Bedarf durch die im selben Dezernat 
angesiedelte Wirtschaftsprüfgruppe unterstützt wird. 
Seit 2008 ebenfalls beim Landeskriminalamt angesie-
delt ist der Bereich Interne Ermittlungen, der für Ver-
fahren wegen Korruptionsverdacht gegen Angehörige 
der Thüringer Polizei zuständig ist. Sonstige Ermitt-
lungsverfahren im Bereich der Korruption werden 
durch die örtlich zuständige Kriminalpolizeiinspektion 
bearbeitet.
 

17.3	Staatsanwaltschaften
In der seit 1998 bei bei der Staatsanwaltschaft Erfurt 
eingerichteten Schwerpunktstaatsanwaltschaft für 
Korruptionsdelikte sind vier Staatsanwälte tätig. Bei 
Bedarf können Finanzermittlungsdezernenten sowie 
Buchprüfer hinzugezogen werden. 

17.4	Koordinierungsgruppen
Keine Angaben.

17.5	Zusammenarbeit mit den 
Finanzbehörden

Keine Angaben.

17.6	Verwaltung: Prävention, 
Hinweisgeber, Revisionen

Seit 21.10.2002 ist die „Richtlinie zur Korruptionsbe-
kämpfung in den öffentlichen Verwaltungen des Frei-
staates Thüringen“ in Kraft. Sie regelt unter anderem 
das Vorgehen bei Korruptionsverdacht, die Bestellung 
von Antikorruptionsbeauftragten bei allen obersten 
Landesbehörden, die Annahme von Belohnungen und 
Geschenken, Nebentätigkeiten sowie Fragen des Per-
sonaleinsatzes und der Dienstaufsicht. Die Leitstelle 
Innenrevision, eingerichtet vom Innenministerium zum 
01.01.2001 ist die zentrale Antikorruptionsstelle der 
Verwaltung. Sie ist Anlaufpunkt für Bürger und Behör-
denmitarbeiter. Auch Hinweisgeber können sich an 
diese Stelle wenden.

17.7	Korruptionsregister
In Thüringen existiert kein Korruptionsregister. In der 
aktuellen Koalitionsvereinbarung der Fraktion CDU 
und SPD aus dem Jahr 2009 wurde zur Prüfung ge-
stellt, ob die Einführung eines Korruptionsregisters 
in Thüringen sinnvoll ist. Diese Prüfung hat ergeben, 
dass die Einführung eines bundesweiten beziehungs-
weise europaweiten Korruptionsregisters angestrebt 
werden soll. 

17.8	Strategien bei der 
Korruptionsbekämpfung

Im Rahmen eines abgestimmten Tätigwerdens der 
Polizeien aller Länder und des Bundes wurde im Jahr 
2007 eine „Gesamtkonzeption zur Bekämpfung der 

17Thüringen

mailto:korruptionsbekaempfung@tim.thueringen.de
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Wirtschaftskriminalität und Korruption“ entwickelt und 
Ende 2007 beschlossen. Die Thüringer Polizei orien-
tiert sich im Rahmen der strategischen Korruptions-
bekämpfung an den dort erarbeiteten Handlungsemp-
fehlungen.
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Transparency Deutschland bekämpft Korruption in 
Wirtschaft, Staat und Zivilgesellschaft. Um unabhän-
gig und wirkungsvoll arbeiten zu können, sind wir auf 
Ihre Unterstützung angewiesen.

Förderbeitrag
Regelmäßige Förderbeiträge geben uns hohe  
Planungssicherheit und stärken unsere Unabhängig-
keit. Wir informieren Sie regelmäßig über unsere Ar-
beit.

Spende
Einzelne Spenden ermöglichen es uns, Projekte 
durchzuführen, die sonst nicht möglich wären. Auch 
der Druck dieser Broschüre gehört dazu.

Spendenkonto: 
GLS Bank 
Konto: 11 46 00 37 00
BLZ: 430 609 67
IBAN: DE77 4306 0967 1146 0037 00
BIC: GENO DE M 1 GLS



Transparency International Deutschland e.V.
Geschäftsstelle
Alte Schönhauser Straße 44
10119 Berlin

Telefon: 030 - 54 98 98 - 0
Telefax: 030 - 54 98 98 - 22

office@transparency.de
www.transparency.de
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